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Demokratie“: Ausgehend von diesem Schwerpunkt waren die Teilnehmen-
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Strukturen der Zivilgesellschaft in den Ländern sowie politisch-strategische 
Fragestellungen im Bereich der Engagementförderung und -politik auf 
Bundesländerebene zu diskutieren. Die Veranstaltung begann am 21. Mai 
2019 mit einem durch eine Dinner Speech angeregten Austausch und reger 
Vernetzung unter den Teilnehmenden bei einem gemeinsamen Abendes-
sen. Am zweiten Tag galt es, ausgehend von zwei Begrüßungen und einer 
Keynote, im Rahmen von vier Workshops zu „Digitalisierung“, „Vielfalt“, 
„Vernetzung in ländlichen Räumen“ sowie „Bildung“ den breitgefassten 
Schwerpunkt mit Blick auf die jeweiligen Themen zu vertiefen und die Ex-
pertise sowie Perspektive der Teilnehmenden in Wert zu setzen.

Auf dem abschließenden Podium wurden die Engagementstrategien 
der Bundesländer Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-
Westfalen vorgestellt, von Seiten der am Prozess beteiligten Akteur*innen 
aus der Zivilgesellschaft kommentiert und die verschiedenen Wege und 
Perspektiven im Plenum diskutiert. Das vorliegende Arbeitspapier trägt 
die Grußworte, die Keynote, die Ergebnisse aus den Workshops sowie die 
Kurzimpulse und Kommentierungen aus der Podiumsdiskussion zusam-
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rium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg statt.
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Wie kann bürgerschaftliches Engagement 
gefördert werden, um den aktuellen Her-
ausforderungen zu begegnen, denen die 
Demokratie heute gegenübersteht? Das 
BBE-Länderforum führte im Mai 2019 rund 
80 Akteure nach Berlin, um sich mit dieser 
übergeordneten Frage intensiv auseinan-
der setzten. Das BBE führte das BBE-Län-
derforum in diesem Jahr in Kooperation mit 
dem Ministerium für Soziales und Integrati-
on Baden-Württemberg durch, die Veran-
staltung genoss auch die Gastfreundschaft 
des Kooperationspartners und fand in den 
Räumlichkeiten der Vertretung des Landes 
Baden-Württemberg beim Bund statt. 

Ziel des BBE-Länderforums war es, die ak-
tuelle Situation und Perspektiven der viel-
fältigen Strukturen der Zivilgesellschaft in 
den Ländern sowie politisch-strategische 
Fragestellungen der Engagementförde-
rung und -politik auf Bundesländerebene 
in den Blick zu nehmen. Vertreter*innen 
des öffentlichen Sektors – insbesondere 
aus den Ländern, Staatskanzleien, Minis-
terien jedoch auch von der Bundesebe-
ne – kamen mit Akteuren der Zivilgesell-
schaft – von Landesnetzwerken, LAGFA ś, 
Ehrenamtsstiftungen und weitere Struk-
turen der Engagementförderung auf Län-
derebene sowie weitere mit Länderfragen 
befassten zivilgesellschaftlichen Akteuren 
– zusammen, um fortzuführen, was in den 
vergangenen Jahren im Zuge der Vorgän-
gerformate des BBE-Länderforums bereits 
erfolgreich angelegt, etabliert und weiter 
entwickelt worden war. 

Das BBE-Länderforum hat sich in den ver-
gangenen Jahren zu einem wichtigen Fo-
rum der Zusammenkunft, zu einem Lern-
raum, zum Ort der offenen, fachlichen 
und politischen Diskussion, der Vernet-
zung und der Kooperation über Länder- 
und Sektorengrenzen hinweg entwickelt. 
In diesem Jahr war der Sektoren und Län-
dergrenzen übergreifende Fachaustausch 
und Wissenstransfer sowie der vertrau-
ensvolle strategische Austausch von einer 
neuen Qualität geprägt. Kennzeichnend 
war dabei zum einen die intensive Diskus-
sion zur Schwerpunktsetzung, dem The-
ma „Engagement und Demokratie“, und 
zu aktuellen Engagementstrategien in den 
Ländern sowie zum anderen der besonde-
re kooperative Charakter aufgrund einer 
weiteren Öffnung in Richtung Zivilgesell-
schaft und einer zusätzlichen Einbindung 
von Akteuren der Bundesebene. 

Den Auftakt und die Möglichkeit für die 
Teilnehmenden, sich informell auszu-
tauschen und zu vernetzen, bildete am 
21. Mai 2019 ein Abendessen. Dr. Holger 
Krimmer, Mitglied der Geschäftsleitung im 
Stifterverband, hielt eine Dinner Speech 
zum Thema „Digitalisierung“. 

Am 22. Mai 2019 befassten sich die Teil-
nehmenden mit Aspekten der Demokra-
tiestärkung durch bürgerschaftliches En-
gagement, der Demokratieentwicklung 
und der guten Rahmenbedingungen ei-
ner Engagementpolitik als Demokratie-
politik. 

LILIAN SCHWALB, BEHZAD FALLAHZADEH

DAS BBE-LÄNDERFORUM 2019 – EINFÜHRUNG
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Vor dem Hintergrund des übergeordneten 
Themas führten zu Beginn zwei begrü-
ßende inhaltlich-fachliche Beiträge ein: 
Volker Ratzmann, Staatssekretär und Be-
vollmächtigter des Landes Baden-Würt-
temberg in Berlin sowie Birger Hartnuss, 
Staatskanzlei Rheinlad-Pfalz, Mitglied des 
BBE-Sprecher*innenrats sowie Koordina-
tor der Länder in der Bund-Länder-Kom-
munen-Runde des BMFSFJ unterstrichen 
die Bedeutung des Formats und die be-
sondere Rolle des BBE. Volker Ratzmann 
betonte in seinem Grußwort, dass bürger-
schaftliches Engagement nicht immer auf 
Politik ausgerichtet sei, stets jedoch eine 
politische Dimension umfasse, die staatli-
che Akteure herausfordere. Das Engage-
ment sei ausdrücklich „in gutem Sinne un-
bequem, fragend, fordernd – und genau 
deshalb unersetzlich”. Aus diesem Grun-
de, so Ratzmann weiter, erachte das Land 
Baden-Württemberg Engagementförde-
rung als einen fortlaufenden Prozess, der 
nur durch den Einbezug von Akteuren aus 
der Zivilgesellschaft gelingen und nicht 
von oben per Gesetzt verordnet werden 
könne. Birger Hartnuß verwies in seiner 
Begrüßung auf die grundsätzliche Rolle 
der Bundesländer zwischen Kommunen 
und dem Bund. Er betonte, dass „eine mo-
derne, nachhaltige und wirkungsvolle En-
gagementpolitik den Dialog zwischen Staat 
und Zivilgesellschaft” benötige. Dass diese 
Erkenntnis auf breite Zustimmung stoße, 
zeige sich in der vermehrten Gründung 
von Landesnetzwerken, die die Strategie-
entwicklung, die Beratung und den Aus-
tausch auf Länderebene zum Ziel hätten.  

In seiner Keynote Speech führte Dr. 
Thomas Röbke, Vorsitzender des BBE-
Sprecher*innenrats, unter der Überschrift 
„Das Heilmittel der demokratischen Krise 
ist mehr Demokratie. Über die Vitalität de-
mokratischer Alltagskultur“ in das Schwer-
punktthema ein. Im Fokus des Vortrags 
stand die Frage, wie die Verbindung der 

individuellen Lebenswelten mit dem poli-
tischen System gelingen könne. Basierend 
auf dem Konzept der deliberativen Demo-
kratie von Jürgen Habermas legte er dar, 
wie aus makropolitischer Sicht die „Ver-
knüpfung der unterschiedlichen demo-
kratischen Räume und Handlungslogiken” 
Erfolg haben könne, ebenso wie diese von 
„gegenseitiger Entfremdung, ja Abschot-
tung” gefährdet seien. Am Beispiel eines 
gemeinschaftlichen, generationenüber-
greifenden Bauprojektes veranschaulichte 
er in einem zweiten Schritt aus einer mi-
kropolitischen Perspektive, wie „aus All-
tagssolidarität und Gemeinschaftsbildung 
vielfältige politische Impulse hervorgehen 
können.”

Anschließend bearbeiteten die Teilneh-
menden das Schwerpunktthema mit Fo-
kus auf die Themen Digitalisierung, Viel-
falt und Demokratieentwicklung, Stärkung 
ländlicher Räume sowie Bildung & Bünd-
nisse in vertiefenden Workshops, gemein-
sam mit Impulsgeber*innen.

Die Digitalisierung, so Birger Hartnuss, 
Moderator und Impulsgeber im Workshop  
„Digitalisierung“, habe die Zivilgesellschaft 
bereits verändert und bereichert. Gleich-
wohl würde sich die öffentliche Debatte 
zu sehr auf eine digitale Avantgarde kon-
zentrieren und übersehen, dass viele Or-
ganisationen „noch am Anfang notwendi-
ger Veränderungen“ stünden. Vor diesem 
Hintergrund seien gute und gelingende 
Beispiele ebenso wie der Austausch unter-
einander von großer Bedeutung. 

Der Workshop „Bildung“ wurde von Ju-
lia Hudy und Sigrid Meinhold-Henschel 
geleitet und mit zwei Impulsen eröffnet. 
Neben Best-Practice-Beispielen diskutier-
ten und erarbeiteten die Teilnehmenden 
„gemeinsame Handlungskorridore staat-
licher und zivilgesellschaftlicher Akteure 
auf Landesebene zur Stärkung“ des bür-
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gerschaftlichen Engagements. Unter an-
derem regen die Teilnehmer*innen des 
Workshops an, wie Julia Hudy in ihrem 
Beitrag schreibt, „eine Gesamtstrategie 
für eine umfassendere Demokratiebildung 
und Engagementförderung mit Akteu-
ren aus Zivilgesellschaft und Kommunen, 
Pädagog*innen und Vertreter*innen der 
Zielgruppen zu entwickeln.“

Im Workshop „Vielfalt“, moderiert und mit 
einem Impuls eingeleitet durch Nicole Kau-
tz, wurde die Notwendigkeit eines Perspek-
tivenwechsels hin zu mehr Diversität her-
aus gestellt. Dieser beginne bereits mit ei-
nem veränderten Bewusstsein nicht nur für 
„die gesellschaftlichen, strukturellen und 
kulturellen Verhältnisse“ in den Organisa-
tionen, sondern ebenso für die je individu-
elle Perspektive des Einzelnen. Auch wenn 
bereits einiges erreicht sei, bestehe drin-
gender Handlungsbedarf, „um letztendlich 
eine Haltung zu entwickeln, die Vielfalt als 
gesellschaftliche Realität anerkennt, unter-
schiedliche Bedarfe beachtet sowie Acht-
samkeit/ Sensibilisierung gegenüber Diskri-
minierung und Benachteiligung enthält“.

Zum Abschluss wurden im Rahmen einer 
Podiumsdiskussion die Engagementstra-
tegien der Bundesländer Baden-Würt-
temberg, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-
Westfalen in einem Kurzimpuls durch 
Vertreter*innen der Länder vorgestellt, 
aus zivilgesellschaftlicher Perspektive 
kommentiert und unter der Moderation 
von Dr. Lilian Schwalb, die auch die Ge-
samtmoderation der Veranstaltung ver-
antwortete, gemeinsam mit den Teilneh-
menden intensiv diskutiert. 

Dr. Susanne Diemer und Rosa Geiger-Wahl 
stellten die Engagemenstrategie Baden-
Württembergs als einen Prozess dar, der 
seit 2012 drei Phasen durchlaufen habe. 
Insbesondere der Beteiligungsprozess 
2012/ 2013 habe große fachliche Energien 

freigesetzt und könne als ein Höhepunkt 
der Engagementpolitik in Baden-Würt-
temberg bezeichnet werden. Beteiligungs-
prozesse dürften jedoch kein Selbstzweck 
sein, vielmehr bedürften sie eines klaren 
Erwartungsmanagements und externer 
wissenschaftlicher Begleitung, so eine 
der Erkenntnisse der Referentinnen in der 
Rückschau.

Der Weg von Rheinland-Pfalz zu einer 
Engagementstrategie, so Birger Hartnuß 
und Annette Scholl, unterscheide sich er-
heblich von den Ansätzen in Nordrhein-
Westfalen oder Baden-Württemberg. Ob-
wohl die Landesregierung bereits seit 20 
Jahren in kontinuierlichem Dialog mit der 
Zivilgesellschaft stünde und Angebote der 
Förderung und Unterstützung entwickelt 
habe, die letztendlich in eine Engagement-
förderstrategie gemündet wären, hätte 
das Land „keinen formalisierten Beteili-
gungsprozess mit einer dann verabschie-
deten Strategie als Ergebnis“ gehabt. Es 
gelte daher, so Birger Hartnuß in seinem 
Beitrag, bei der Diskussion um die Enga-
gementstrategien der Länder stets die lan-
desspezifischen Besonderheiten und Pfa-
dabhängigkeiten zu berücksichtigen.

Andreas Kersting berichtete, dass Nord-
rhein-Westfalen bereits im Frühjahr 2018 
beschlossen habe, eine Engagementstra-
tegie unter breiter Beteiligung der Zivil-
gesellschaft zu entwickeln. Ziel des mehr-
teiligen Beteiligungsverfahrens sei es nun 
„ein möglichst differenziertes Bild davon 
zu erhalten, an welchen Themen und 
Handlungsfeldern aus Sicht der Menschen 
im Land gearbeitet werden sollte, und in 
welchen Bereichen sie sich von Seiten des 
Landes, der Kommunen, der Verbände 
oder auch des Bundes zusätzliche Unter-
stützung wünschen.“ Jochen Beuckers be-
grüßte aus zivilgesellschaftlicher Perspek-
tive die breite Beteiligung und sah diese als 
große Chance für die Engagemententwick-
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lung in Nordrhein-Westfalen. So seien die 
vielfältigen Akteure im Feld gefordert, sich 
bezogen auf  Fragen der Engagementpoli-
tik und -förderung zu positionieren, „auch 
über eigene Interessen hinaus“. Es werde 
jedoch, so Jochen Beuckers in seinem Bei-
trag, eine Herausforderung bleiben, all die 
unterschiedlichen Perspektiven in einer 
Strategie zusammenzufassen und dabei 
nicht bei der Bündelung von Einzelmaß-
nahmen zu bleiben. Entscheidend für den 
Erfolg werde, neben anderen Faktoren, 
die nachhaltige und gemeinsame Wei-
terentwicklung der Engagementstrategie 
sein.

Abschließend bleibt festzuhalten: Enga-
gement und Demokratie müssen heute 
mehr denn je zusammengedacht werden. 
In jedem Bundesland sind strategische An-
sätze vor dem Hintergrund unterschied-
licher Pfade der Entwicklung, verschie-
dener Konstellationen des Zusammen 

Wirkens von Zivilgesellschaft und Staat 
und verschiedener struktureller und pro-
zessbezogener Rahmenbedingungen zu 
betrachten. Umso mehr lohnt es sich, 
durch Räume der Vernetzung, des fachli-
chen Austauschs und des Wissenstransfer 
voneinander zu lernen und Synergien zu 
schaffen. Auch aus diesem Grund gilt un-
ser ausdrücklicher Dank dem Ministerium 
für Soziales und Integration Baden-Würt-
temberg, die das BBE-Länderforum 2019 
durch ihre Kooperation und Unterstüt-
zung ermöglicht haben.

Wir danken außerdem allen Beitragenden 
zur Veranstaltung und den Autor*innen 
für ihre zur Verfügung gestellten Texte.

Das vorliegende Arbeitspapier dient der 
Dokumentation der Veranstaltung und um-
fasst die Grußworte, die Keynote, sowie die 
Diskussionslinien und Ergebnisse der Work-
shops und der Podiumsdiskussion. 
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VOLKER RATZMANN, STAATSSEKRETÄR UND BEVOLLMÄCHTIGTER  DES LANDES 
BADEN-WÜRTTEMBERG BEIM BUND

BEGRÜSSUNGSANSPRACHE ZUM „BBE-LÄNDERFORUM 2019: 
SCHWERPUNKTTHEMA ENGAGEMENT UND DEMOKRATIE”

Sehr geehrter Herr Dr. Röbke, 
Sehr geehrter Herr Hartnuß,
Sehr geehrte Frau Schaaf-Derichs, 
Sehr geehrter Herr Dr. Klein, 
Sehr geehrte Frau Dr. Schwalb,
Sehr geehrter Herr Dr. Fallahzadeh,
Sehr geehrte Vertreterinnen und Vertre-
ter aus Ländern, Ministerien, Verbänden, 
Stiftungen, Dachorganisationen und Initia-
tiven!  

Ich heiße Sie herzlich in der Landesver-
tretung Baden-Württemberg willkommen 
und hoffe, Sie hatten gestern Abend be-
reits einen erfolgreichen Auftakt. 1 

„Engagement und Demokratie“ lautet das 
Thema des heutigen Länderforums, das 
gemeinsam vom Bundesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement und dem Minis-
terium für Soziales und Integration Baden-
Württemberg veranstaltet wird. 

Sehr gern habe ich die Einladung zur Be-
grüßung angenommen. 

Nicht zuletzt deshalb, weil ich selbst im-
mer wieder engen Kontakt habe zu Men-
schen, die sich ehrenamtlich für Flücht-
linge in Baden-Württemberg engagie-
ren. Vertreterinnen und Vertreter dieser 
Gruppen nach Berlin einzuladen, ist nicht 
nur ein Zeichen der Anerkennung für ihre 
unschätzbar wertvolle Arbeit. Aus ihren 

1 Externer Auftakt am 21. Mai mit Dinner Speech von 
Herrn Dr. Holger Krimmer, Mitglied der Geschäftslei-
tung des Stifterverbandes

konkreten Erfahrungen in der Begleitung 
von Flüchtlingen – etwa bei der Vermitt-
lung in Ausbildung und Arbeit, bei Behör-
dengängen – ergeben sich im Austausch 
interessante Einblicke. Und durchaus auch 
politische Forderungen, die es wert sind, 
gehört zu werden. 

Wenn mir etwa berichtet wird, wie Flücht-
linge in bestimmten Konstellationen plötz-
lich mittellos dastehen, wenn sie eine 
Ausbildung aufnehmen, weil verschiede-
ne Gesetze nicht richtig aufeinander abge-
stimmt sind. Diese Gespräche habe ich im 
Ohr, wenn wir – wie vergangenen Freitag 
– im Bundesrat darüber beraten, wie sol-
che Förderlücken zu schließen sind. 

Dies scheint mir ein Beispiel dafür zu sein, 
wie ehrenamtliches und politisches Enga-
gement zusammenhängen und wie richtig 
Ihr heutiges Schwerpunktthema ist. 

Ich glaube, Demokratie ist ohne bürger-
schaftliches Engagement undenkbar. Es 
bedarf aktiver Bürgerinnen und Bürger, 
die das Gemeinwesen mitgestalten und 
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt 
beitragen. In einer lebendigen Demokratie 
beschränkt sich die Rolle der Bürgerinnen 
und Bürger nicht auf die Stimmabgabe bei 
Wahlen. 

Auch wenn nicht jedes bürgerschaftliche 
Engagement auf Politik ausgerichtet ist, 
hat es auch politische Seiten. Immer wie-
der beeindrucken Bürgerinnen und Bürger 
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die staatlichen Akteure nicht nur, sondern 
fordern sie auch heraus in ihrem Tun. 

Bürgerschaftliches Engagement kann da-
bei viele Formen haben: 

¾¾ �Sei es das klassische Ehrenamt in Verei-
nen, das wir in seiner Bedeutung nach 
wie vor nicht unterschätzen dürfen. 
Über die Hälfte des Engagements fin-
det nach wie vor in Vereinen statt.

¾¾ �Oder sei es das zivilgesellschaftliche 
Engagement in themenorientierten, 
manchmal eher kurzfristigen Initiati-
ven.

¾¾ �Nicht zu übersehen ist auch die Be-
deutung der vielen Verbände und der 
Wirtschaft, die ebenfalls eine lange 
Tradition und viel Innovationskraft mit-
bringen.

¾¾ �Oder seien es neue Formen von pro-
jektbezogener Bürgerbeteiligung. Hier-
zu hat Baden-Württemberg einiges auf 
den Weg gebracht, angestoßen durch 
Staatsrätin Gisela Erler im Kabinett. 

Alle diese Formen des Engagements tra-
gen zur Demokratie bei.

Sie sind Formen der gesellschaftlichen 
Teilhabe, und sie verweisen auf gesell-
schaftliche Themen und Problemlagen, 
die sonst übersehen würden.

Oft sind sie in gutem Sinne unbequem, fra-
gend, fordernd – und genau deshalb uner-
setzlich. Engagementpolitik ist damit De-
mokratieförderung und ein aktiver Beitrag 
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Dieser Gedanke ist das Leitmotiv der En-
gagementstrategie Baden-Württemberg. 

Da Sie im Laufe des Tages noch näher auf 
die jeweiligen Konzepte unterschiedlicher 
Bundesländer eingehen wollen, möchte ich 
nur eines kurz hervorheben: Es ist ein wich-
tiges Anliegen des Landes Baden-Würt-

temberg, der Vielfalt und dem viel zitierten 
„Eigensinn“ des Engagements gerecht zu 
werden sowie allen Menschen – unabhän-
gig von Alter, Herkunft, einer Behinderung, 
Einkommen, Bildung, Religion, Geschlecht 
oder sexueller Orientierung – gleicherma-
ßen Engagement zu ermöglichen.

Der Stellenwert, den das Land dem Enga-
gement der Bürgerinnen und Bürger bei-
misst, lässt sich auch daran ablesen, dass 
Ende 2015 die Förderung des ehrenamtli-
chen Einsatzes für das Gemeinwohl in die 
Landesverfassung aufgenommen und zum 
Staatsziel erklärt wurde. 

Dabei gibt es bei uns im Land immer auch 
intensive Diskussionen um die Frage, wel-
cher Weg zur Förderung des Engagements 
der erfolgversprechendste ist. Welche 
Aufgaben das Land hat, welche Aufgaben 
die Kommunen, welche die Verbände, 
welche die Zivilgesellschaft selbst? Was 
brauchen Vereine, was benötigen die eher 
neuen, „jungen“ Initiativen? Auch das Ver-
hältnis zwischen Beteiligungsformaten 
und Strukturförderung des Bürgerschaftli-
chen Engagements wird kritisch diskutiert.

Für die Engagementstrategie hat das Land 
daher zusammen mit den Akteuren aus 
den Kommunen und der Zivilgesellschaft 
in dieser Legislaturperiode Workshops 
zur Weiterentwicklung und Neujustierung 
veranstaltet. Genau dies ist aus unserer 
Sicht der entscheidende Punkt: Engage-
mentförderung ist nicht etwas statisch 
von oben Gesetztes, sondern ein fortlau-
fender Prozess, ein ständiges Aushandeln 
von strategischen und operativen Zielen, 
politischen Implikationen und konkreten 
Umsetzungsschritten. Dieses prozesshaf-
te Vorgehen setzt funktionsfähige Struk-
turen und verlässliche Netzwerke voraus. 
Mit dem Landesnetzwerk Bürgerschaft-
liches Engagement haben wir in Baden-
Württemberg ein gutes Fundament. 
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Wie wichtig Netzwerke nicht nur auf Lan-
des-, sondern ebenso auf Bundesebene 
ist, zeigt die heutige Veranstaltung: Ohne 
die gute Kooperation im Bundesnetzwerk 
Bürgerschaftliches Engagement, ohne die 
verlässliche Zusammenarbeit der Länder 
untereinander wäre es nicht möglich, Stra-
tegien und Formen zum Politikfeld Bürger-
schaftliches Engagement zu erörtern.

Ich möchte an dieser Stelle die Gelegen-
heit nutzen, dem BBE ganz herzlich zu 
danken, dass Sie seit vielen Jahren die 
Fachdiskussion ebenso bereichern wie 
den Kerngedanken einer gewinnbringen-
den Vernetzung vorantreiben. 

Ich freue mich, dass wir als Land Baden-
Württemberg mit Ihnen in guter Koope-
ration einen Teil zum Gelingen beitragen 
können.

Das heutige Forum unterstreicht die Be-
deutung der Länder. 

Mit Blick auf den Bund erlaube ich mir die 
Anmerkung, dass ein gutes Zusammenspiel 
auch zwischen Bund und den Ländern wich-
tig ist. Daher freuen wir uns, wenn der Bund 
die Länder frühzeitig einbezieht in mögli-
che Initiativen und Programmplanungen.

Zu Recht betonen die kommunalen Ver-
treterinnen und Vertreter immer wieder, 
dass das Engagement vor Ort gelebt wird 
und sich daher alle staatlichen Ebenen je-
weils darauf besinnen müssen, wie diese 
Erfahrungen, die Expertise derjenigen, die 
am nächsten an den Bürgerinnen und Bür-
gern, den sozialen, kulturellen, wirtschaft-
lichen und politischen Fragestellungen der 
Menschen dran sind, systematisch einbe-
zogen werden können.

Die konstruktive Vernetzung aller Akteure 
in Zivilgesellschaft, Staat ist eine dauer-
hafte Aufgabe. Dazu gehört aber auch die 

Wirtschaft. Das Thema CSR (Corporate 
Social Responsibility) hat in vielen Un-
ternehmen einen festen Stellenwert. Die 
Aktivitäten sind so vielfältig wie die Unter-
nehmen selbst, sei es in der Förderung des 
Engagements der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, sei es durch Förderung von 
Initiativen und Vereinen vor Ort.

In Veranstaltungen wie den „Bad Wimp-
fener Gesprächen“, die am 17. Juli zum 
fünften Mal stattfinden, bieten wir in 
Baden-Württemberg eine Plattform, um 
nur ein Beispiel zu nennen.2 Aus unserer 
Sicht ist es sinnvoll, CSR noch stärker in die 
Mitte der Engagementpolitik und unserer 
Vernetzungsstrukturen zu bringen. Denn 
auch hier können wir von einem Mitein-
ander statt einem Nebeneinander der Ak-
tivitäten nur gewinnen.

Meine Damen und Herren, bei Ihrem heu-
tigen Forum beleuchten Sie die Vielfalt der 
Zivilgesellschaft in den Ländern und disku-
tieren Fragen der Engagementförderung 
auf Länderebene. Sie öffnen damit die 
Diskussion, betrachten Engagementstra-
tegien nicht als interne Angelegenheit ei-
nes jedes Bundeslandes. Im Gegenteil su-
chen Sie mit dem Format „Länderforum“ 
den Austausch mit anderen Ländern, mit 
den zivilgesellschaftlichen Akteurinnen 
und Akteuren, mit allen am Prozess Betei-
ligten. Dieses fachliche und fachpolitische 
Verständnis von Vernetzung und Koopera-
tion, dieser Schulterschluss in der Sache 
ist unseres Erachtens ein großer Gewinn.

Im Föderalismus gilt ja die Regel: Wenn es 
passt, darf gerne voneinander abgeschrie-
ben werden! Denn unser Föderalismus 
zeichnet sich ja nicht nur durch Wettbe-
werb aus, sondern mindestens ebenso 
durch Kooperation. Wenn wir dazu auch 
noch die Impulse und die kritische Beglei-
2 https://csr-bw.de/csr-landesweit/bad-wimpfener-
gespraeche/

https://csr-bw.de/csr-landesweit/bad-wimpfener-gespraeche/
https://csr-bw.de/csr-landesweit/bad-wimpfener-gespraeche/
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tung aus dem BBE erhalten, sind wir auf 
dem richtigen Weg: Auf dem Weg einer 
Demokratie, die das Engagement, auch 
und gerade das Eigensinnige und in gutem 
Sinne Widerspenstige des Engagements, 
fördert und herausfordert.

Für diesen Diskurs geben wir in der Lan-
desvertretung Baden-Württemberg gerne 
einen Rahmen.

Deshalb nochmals ein herzliches Willkom-
men, und eine interessante Veranstaltung!
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BIRGER HARTNUSS

GRUSSWORT

Sehr geehrter Herr Staatssekretär, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäste, 
meine sehr geehrten Damen und Herren,

auch ich begrüße Sie sehr herzlich zum 
zweiten Länderforum des Bundesnetz-
werks Bürgerschaftliches Engagement. Ich 
tue dies besonders gern in meiner Funkti-
on als Koordinator der Länder in der Bund-
Länder-Kommunen-Arbeitsgruppe „Bür-
gerschaftliches Engagement“ und damit 
stellvertretend für meine Kolleginnen und 
Kollegen, die wie ich selbst in den Ländern 
in Ministerien, Staats- oder Senatskanzlei-
en für die Förderung von Ehrenamt und 
bürgerschaftlichem Engagement Verant-
wortung tragen. 

Die Länder spielen im föderalen System 
zwischen Bund und Kommunen eine be-
sondere Rolle, auch und gerade für die 
Engagementpolitik. Dies liegt einerseits 
daran, dass sie in so wichtigen Gestal-
tungsbereichen wie etwa der Bildungs-
politik oder der Kommunalverfassung die 
gesetzgeberische Kompetenz innehaben 
und damit wichtige Weichen dafür stellen, 
wie das bürgerschaftliche Engagement er-
möglicht, unterstützt und gefördert wird. 
Andererseits haben die Länder mit den 
ihnen zur Verfügung stehenden Möglich-
keiten eine wichtige impulsgebende Funk-
tion. Mit zahlreichen Modellprojekten, 
Förderprogrammen, Strukturförderun-
gen, Fort- und Weiterbildungsangeboten 
sowie Instrumenten der Anerkennung, 
Würdigung und Wertschätzung haben die 

Länder in den vergangenen Jahren viel 
unternommen und damit zur Entwicklung 
einer eigenständigen Engagementpolitik 
beigetragen.

Als Länder stehen wir hierbei in einem 
regelmäßigen Austausch. Die bereits er-
wähnte Bund-Länder-Kommunen-Arbeits-
gruppe „Bürgerschaftliches Engagement“ 
ist hierfür ein zentraler Ort. Wir pflegen 
hier die gegenseitige Information, tau-
schen uns aus und profitieren gegenseitig 
von unseren Erfahrungen. Ich darf an die-
ser Stelle sagen, dass sich dieses Format 
der Zusammenarbeit der Länder unterei-
nander, aber auch mit dem für die Enga-
gementpolitik auf Bundesebene federfüh-
renden BMFSFJ bewährt und sich gerade 
in den letzten Jahren sehr positiv entwi-
ckelt hat. Im Austausch besteht ein posi-
tiver Wettbewerb um gute Ideen und An-
sätze. Wir lernen voneinander und über-
tragen Modelle und Ideen. Darüber hinaus 
aber hat sich diese Struktur etabliert für 
die gemeinsame Strategieentwicklung 
und die gemeinsame Bearbeitung von 
Herausforderungen. Wir kooperieren – 
das mag banal klingen, ist aber alles an-
dere als selbstverständlich. So organisie-
ren wir aktuell bereits zum zweiten Mal 
eine gemeinsame Länderauswertung des 
Freiwilligensurveys, wir veranstalten ge-
meinsame Fachtagungen und Workshops 
hierzu, wir stimmen uns zu wichtigen en-
gagementpolitischen Vorhaben ab. Bei al-
len Unterschieden und Differenzen, die es 
natürlich gibt, haben wir hierbei doch eine 
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enge und vertrauensvolle Zusammenar-
beit entwickeln können. 

Dieser Austausch ist allerdings einer, der 
sich zunächst auf die Ebene der staatli-
chen Akteure konzentriert. Das ist wichtig 
und hat seine Berechtigung. Gleichzeitig 
aber ist uns bewusst, dass eine moder-
ne, nachhaltige und wirkungsvolle Enga-
gementpolitik den Dialog zwischen Staat 
und Zivilgesellschaft benötigt. In fast allen 
Ländern haben sich in den vergangenen 
Jahren daher eigene Landesnetzwerke ge-
gründet, die auf Länderebene Austausch, 
Beratung und Strategieentwicklung er-
möglichen.

Im BBE erfahren die Landesnetzwerke als 
zentrale Instrumente der Politikentwick-
lung daher seit vielen Jahren besondere 
Aufmerksamkeit. In regelmäßigen Work-
shops wurden die Netzwerke zusammen 
und in Austausch gebracht, ihre Entwick-
lungen analysiert und verglichen. Dabei 
wurde immer wieder deutlich, dass es 
eben auch länderübergreifender Kontexte 
für den Dialog zwischen Staat und Zivilge-
sellschaft bedarf. So haben die Netzwerk-
tagungen nicht zuletzt dazu beigetragen, 
dass mehrere Länder eigene Netzwerk-
entwicklungen auf den Weg gebracht ha-
ben.

Standen bei diesen Workshops zunächst 
die Netzwerke als solche im Mittelpunkt, 
so machten sich die Diskussionen doch 
immer an den konkreten Herausforde-
rungen und Bedarfen in den Ländern fest. 
Daher standen und stehen grundsätzlich 
alle relevanten Themen der Engagement-
politik auf der Agenda. Im vergangenen 
Jahr haben wir im BBE entschieden, dieses 
Austauschformat weiterzuentwickeln. Als 
jährlich stattfindendes Länderforum im 
BBE bietet es nunmehr die Gelegenheit, 
sich über die Ländergrenzen hinweg, im 
Dialog von staatlichen, zivilgesellschaft-

lichen und auch wirtschaftlichen Akteu-
ren mit aktuellen Fragen der Förderung 
von bürgerschaftlichem Engagement und 
gesellschaftlicher Beteiligung, die für die 
Länder besonders relevant sind, ausein-
anderzusetzen. Dies bietet einen echten 
strategischen Mehrwert für die Länder, 
die, wie ich erwähnen möchte, alle auch 
Mitglied im BBE sind.

Das Länderforum ist ein noch junges, aber 
wichtiges Angebot im Bundesnetzwerk. 
Es wird regelmäßig in Patenschaft eines 
Landes organisiert und durchgeführt. Da-
her möchte ich an dieser Stelle dem Land 
Baden-Württemberg ganz herzlich für die 
Gastgeberschaft in der Landesvertretung 
Berlin sowie das konzeptionelle, organisa-
torische und nicht zuletzt finanzielle Enga-
gement danken.

Schwerpunkt des diesjährigen Länderfo-
rums ist das Thema „Bürgerschaftliches 
Engagement und Demokratie“. Seit zwei 
Jahrzehnten, spätestens seit den Diskus-
sionen und den Empfehlungen der En-
quete-Kommission des Deutschen Bunde-
tags, wird in der fachwissenschaftlichen 
Debatte der enge Zusammenhang von En-
gagement- und Demokratiepolitik betont. 
In der Praxis bestimmte aber lange Zeit 
ein eher pragmatischer Ansatz die Enga-
gementförderung, der zwar ein Mehr an 
Mittun der Bürgerinnen und Bürger zum 
Ziel hatte, nicht aber unbedingt ein Mehr 
an Mitbestimmung, und der damit die Po-
tenziale des Bürgerengagements für die 
Weiterentwicklung unserer Demokratie 
eher ausblendete. In jüngster Zeit aber, 
vor allem durch das Erstarken von Popu-
lismus, zunehmender Ausgrenzung und 
offener Demokratiefeindlichkeit, wächst 
auch die Erkenntnis, dass eine starke, of-
fene, solidarische Bürgergesellschaft viel 
beizutragen hat zur Bewältigung dieser 
gravierenden gesellschaftlichen Heraus-
forderungen. 
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Wir stellen uns daher heute den Fragen: 
Wie kann es konkret aussehen, dass bür-
gerschaftliches Engagement zum gesell-
schaftlichen Zusammenhalt beiträgt und 
die Demokratie stärkt? Welche Unter-
stützungsstrukturen braucht es dafür von 
Bund, Ländern und Kommunen? Welche 
Erfahrungen gibt es hierbei in den Län-
dern? Welche Herausforderungen und 
Bedarfe gibt es und wie können wir ihnen 
wirkungsvoll begegnen? 

Diese grundsätzlichen Fragestellungen 
werden uns begleiten und unser Fokus 
sein in vier Themenfeldern, die derzeit in 
den Ländern besondere Aufmerksamkeit 
erfahren – die Digitalisierung, die wach-
sende Vielfalt in unserer Gesellschaft und 
im Engagement, die Entwicklung in den 
ländlichen Räumen sowie die Bildungspo-
litik. Natürlich wird hierbei auch die Rolle 
der Landesnetzwerke immer wieder ins 

Visier genommen. Und wir werden uns 
der Frage stellen, wie es eigentlich mit der 
Entwicklung von eigenen Engagement-
strategien in den Ländern aussieht und 
welchen Stellenwert dabei die demokra-
tiepolitische Dimension des bürgerschaft-
lichen Engagements hat.

Ich wünsche uns allen hierbei einen in-
tensiven, kreativen Austausch, gute Bera-
tungen, Inspiration und Mut sowie nicht 
zuletzt eine gute Zeit in angenehmer At-
mosphäre.

Mein Dank gilt noch einmal der Landes-
vertretung Baden-Württemberg, Frau Dr. 
Diemer und ihrem Team aus dem Stutt-
garter Sozialministerium sowie dem BBE, 
insbesondere Frau Dr. Schwalb und Herrn 
Dr. Fallahzadeh, für die gute Planung, Or-
ganisation und Vorbereitung des Länder-
forums.
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THOMAS RÖBKE

DAS HEILMITTEL DER DEMOKRATISCHEN KRISE IST MEHR 
DEMOKRATIE. ÜBER DIE VITALITÄT DEMOKRATISCHER ALL-
TAGSKULTUR

1. Lebenswelt und Öffentlichkeit

Demokratie, schreibt der amerikanische 
Philosoph John Dewey, ist mehr als ein Re-
gierungssystem. Sie ist eine weit über den 
Staat hinausreichende „soziale Idee“, die 
die gesamte Gesellschaft durchdringt. Re-
gierungseinrichtungen sind weiter nichts 
als Mechanismen, die dieser Idee Kanäle 
für effektvolles Wirken bereitstellen (De-
wey: 125).

Heute scheinen wir eine Krise der Demo-
kratie zu durchleben. Wo aber ist sie zu 
verorten? Wie tief reicht sie in unser All-
tagsleben und die uns begleitenden Insti-
tutionen, und vor allem: Welche Heilmit-
tel gibt es, ihr zu begegnen?

Dewey meint: Das beste Heilmittel gegen 
die Krise der Demokratie sei mehr Demo-
kratie (Dewey: 127). In dieser Überzeugung 
möchte ich die folgenden Betrachtungen 
verstehen. Sie folgen zwei Perspektiven: 
Einer makropolitischen Sicht, die versucht, 
die Verknüpfung der unterschiedlichen 
demokratischen Räume und Handlungslo-
giken aufzuzeigen, ihre Gefährdungen der 
gegenseitigen Entfremdung, ja Abschot-
tung darzustellen. Ich orientiere mich da-
bei am von Jürgen Habermas entwickelten 
Konzept der deliberativen Demokratie.

Zum anderen geht es um eine mikropoli-
tische Sicht, die an einer exemplarischen 
Initiative, einem gemeinschaftlichen, ge-
nerationenübergreifenden Bauprojekt, 

aufzeigt, wie aus Alltagssolidarität und 
Gemeinschaftsbildung vielfältige politi-
sche Impulse hervorgehen können. Diese 
Scharnierfunktion zwischen privaten An-
gelegenheiten und Räumen der Öffent-
lichkeit, zwischen bürgerschaftlichem und 
politischem Engagement verdient meines 
Erachtens eine besondere Aufmerksam-
keit im Sinne der Aufforderung Deweys, 
auf mehr Demokratie zu setzen. 

Beide Perspektiven steuern auf einen ge-
meinsamen Fluchtpunkt zu: Es geht um 
das Gelenkstück, das die unterschiedli-
chen Lebenswelten der Menschen mit 
dem politischen Raum der Öffentlichkeit 
verbindet. 

2. Lebenswelt – Assoziationen – Öffent-
lichkeit

Einer der Urväter der modernen Demo-
kratie, Thomas Paine, hat 1776 in seinem 
für den Verlauf der amerikanischen Revo-
lution so einflussreichen Pamphlet „Com-
mon Sense“ eine knappe Darstellung ge-
geben, wie Gemeinwesen und Regierung 
in widersprüchlicher Weise miteinander 
verknüpft sind.
 
In der Gesellschaft gehe es um unsere Be-
dürfnisse (wants), in der Regierung drehe 
sich das Wesentliche um unsere Schlech-
tigkeit (wickedness). Gesellschaft will po-
sitiv ein Band der Zuneigung und Gemein-
schaft erzeugen. Der Staat soll uns negativ 
davon abhalten, nur unseren eigensin-
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nigen Privatinteressen oder gar unseren 
Lastern zu folgen und andere damit einzu-
engen oder beherrschen zu wollen.

Dennoch geht, und das ist der zweite An-
satz von Paine, in einem guten demokra-
tischen Staatswesen die Regierung aus 
den lokalen Gemeinschaften hervor. Das 
beschreibt er im Blick auf die frühe ame-
rikanische Geschichte, deren politischer 
Zeuge er ist: Zunächst siedeln sich kleine 
Gemeinschaften an, in denen sich alle 
Mitglieder persönlich kennen. Sie organi-
sieren ihr Zusammenleben nach Tradition, 
Anstand und Sitte. Sobald diese verstreu-
ten Kolonien größer werden und in Kon-
takt miteinander treten, müssen überge-
ordnete und abstraktere Regeln definiert 
werden, die von jeweiligen Vertretungen 
der einzelnen Gemeinschaften auszuhan-
deln sind. Wenn Interessen aufeinander-
prallen, wird eine allgemeine Rechtsset-
zung jenseits der lokalen Traditionen un-
umgänglich, um den Frieden zu erhalten. 
Die Vertretungen müssen in steter Rück-
kopplung mit den lokalen Gemeinschaften 
stehen, die sie repräsentieren. Aber Paine 
hat die Gefahr der Entfremdung der bei-
den Seiten schon deutlich vor Augen. In 
einer Demokratie ist eine Abwahl der Re-
gierung durch die Bürgerschaft möglich, 
wenn die Entfernung der Regierenden zu 
groß wird. 

Durch diese beiden Grundlinien – die Linie 
des politischen Aufbaus von unten nach 
oben und einer komplementären funkti-
onalen Entgegensetzung, Kontrolle und 
Kritik von Gesellschaft und Staat – entwi-
ckelt sich ein demokratischer Raum der 
Verhandlung der widerstreitenden Inte-
ressen und der gemeinsamen Politikfor-
mulierung, den wir Öffentlichkeit nennen. 
Sie bündelt die Ansprüche der Lebenswelt 
und der auf ihr aufbauenden Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft als Grundlage für 
die politische Gestaltung durch Regierung 

und Staat. Zugleich ist sie eine Art Wäch-
ter gegenüber staatlichem Handeln. Sie ist 
das Forum, auf dem die unterschiedlichen 
Bedürfnisse der „Lebenswelt“ (Habermas 
1992) ihre über die Lebenswelt hinausra-
genden Ansprüche anmelden, aber auch 
mit widerstreitenden Interessen abstim-
men müssen. Aus diesem widersprüch-
lichen Ineinander von konstruktivem 
Aufbau und Gegenstromprinzip geht die 
Notwendigkeit einer ständigen Austarie-
rung der Funktionen der Öffentlichkeit, 
der checks and balances hervor, die De-
mokratie gleichsam immer wieder durch 
die Bündelung von Meinungen und Inte-
ressen, aber auch durch Störungen und 
Reibungen am Laufen hält. 

3. Fliehkräfte demokratischer Politik

Jürgen Habermas hat mit seinem Kon-
zept der deliberativen Demokratie das 
demokratische Potenzial unter den Be-
dingungen komplexer Gesellschaften neu 
zu fassen versucht. Schon innerhalb der 
Lebenswelt findet eine kommunikative 
Verständigung und Organisierung unmit-
telbarer Bedürfnisse und Ansprüche statt. 
Habermas nennt das rationalisierte Le-
benswelt. Menschen bilden Vereine und 
Interessensverbände, die ihre Anliegen in 
die demokratische Öffentlichkeit hinein 
tragen. 

Habermas unterscheidet dabei drei unter-
schiedliche Kanäle (Habermas 1992: 349-
467), wie sich diese Assoziationen ihren 
Weg in die Arenen der politischen Öffent-
lichkeit bahnen:

¾¾ �Zunächst geht es um politische Kör-
perschaften, die grundgesetzlich ver-
ankert sind. Parteien wachsen aus 
besonderen Milieus oder Interessen-
konstellationen. Sie haben aber eine 
darüber hinausgehende Funktion, da 
sie an der lebensweltlichen Basis und 
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in der Öffentlichkeit zur politischen 
Willensbildung (Artikel 21 GG) beitra-
gen sollen. Wenn sie an einer gewähl-
ten Regierung beteiligt sind, können sie 
nicht nur mehr ihre Sonderinteressen 
verfechten, sondern sollen zum Woh-
le aller regieren. Dazu muss aus ihren 
Reihen auch geeignetes Personal rekru-
tiert werden können. Dieser Zweig der 
Öffentlichkeit ist insofern herausgeho-
ben, als er durch Wahlen legitimiert ist, 
Entscheidungen zu treffen.

¾¾ �Zum zweiten gibt es die Lobby von oft 
traditionsreichen Organisationen, die 
bestimmte gesellschaftliche Funktio-
nen oder Subsysteme repräsentieren 
und für ihre Interessen im öffentlichen 
Raum und auf staatlicher Ebene um 
Einfluss werben. Dazu gehören öffent-
liche Körperschaften wie Religions-
gemeinschaften oder Kammern, aber 
auch Verbände, die nur ein bestimm-
tes Ziel verfolgen. 

¾¾ �Schließlich können aus der Selbstorga-
nisation der Lebenswelten politische 
Initiativen und Bewegungen hervorge-
hen, die Anliegen vertreten, von denen 
ihre Protagonisten der Meinung sind, 
dass sie weder in den Parteien noch im 
Lobbyismus angemessen Berücksich-
tigung finden. Diese aus einer „vitalen 
Bürgergesellschaft“ (Habermas 1992: 
449) hervorgehenden Impulse kämpfen 
um Einfluss, zum Teil mit Mitteln des 
Protests, der bis zum zivilen Ungehor-
sam reichen kann. Sie bringen im bes-
ten Falle belebenden Schwung für die 
Demokratie, gleichsam durch konstruk-
tive Störung. (Habermas 1992: 449)

Aber wie sieht es mit diesen habermass-
chen Prämissen der deliberativen Demo-
kratie heute aus?

¾¾ �Die politischen Parteien verlieren seit 
Jahren Anhängerschaft. Die Mitglieder-
zahlen der SPD haben sich seit Ende der 

1970er Jahre, als sie einmal über eine 
Million Mitglieder zählte, mehr als hal-
biert. Die Unionsparteien hatten ihren 
Höhepunkt zu Beginn der Regierung 
Kohl Anfang der 1980er Jahre mit über 
900.000 Mitgliedern und liegen nun bei 
575.000 Mitgliedern. Diese Ausdün-
nung bedeutet auch einen schleichen-
den Rückzug aus der Zivilgesellschaft.

¾¾ �Finanzstarke Lobbyisten konnten durch 
die neoliberal gewollte und über Jahr-
zehnte durchgesetzte Schwächung des 
Staates immer mehr Einfluss auf Politik 
gewinnen. Colin Crouch spricht schon 
von einer „Postdemokratie“. Diesen 
Gruppierungen geht es nicht vordring-
lich um das Gemeinwohl, sondern vor 
allem um die Berücksichtigung eigener 
ökonomischer Interessen. 

¾¾ �Schließlich haben die neuen sozialen 
Bewegungen, die in den 1970er Jah-
ren politische Aufmerksamkeit auf sich 
zogen, an Kraft verloren. Heute gibt es 
vor allem auf einzelne Kampagnenzie-
le zugespitzte One-Issue-Bewegungen, 
zum Beispiel zum Verbot des Unkraut-
vernichtungsmittels Glyphosat oder 
zur Verhinderung des Handelsabkom-
mens TTIP, die im öffentlichen Raum 
Widerhall finden. 

¾¾ �Schließlich erleben wir den Aufstieg 
von politischen Gruppen und Bewe-
gungen, die aus dem Gefühl der Be-
drohung ihrer Lebenswelten durch 
die Moderne zu fundamentalistischen 
oder populistischen Strömungen zu-
sammenfinden und zum Teil wichtige 
Errungenschaften der Demokratie wie 
Medienvielfalt, Offenheit und Transpa-
renz infrage stellen. 

Was auf der Strecke bleibt, ist die Suche 
nach dem Gemeinsamen im Unterschied-
lichen. Man bleibt unter sich und verstärkt 
in voneinander getrennten Resonanzräu-
men das je eigene Anliegen. Man ist in sei-
ner Filterblase gefangen.
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4. Lebendige Demokratie

Was kann im Sinne der Demokratieförde-
rung getan werden, um diesen bedenkli-
chen Entwicklungen entgegenzutreten? 
Man muss, einfach gesagt, Formen der Ver-
netzung schaffen, des Austragens der Un-
terschiede, und zwar auf allen Ebenen, vom 
Stadtteil bis zur „großen“ Politik. Lebendige 
Demokratie hat es, um nochmals Dewey 
zu zitieren, mit einem stark verzweigten 
Kanalsystem zu tun. Schleusen und Kam-
mern, Durchlässe und Sammelbecken müs-
sen aufeinander abgestimmt sein, um eine 
gute Strömungsgeschwindigkeit an Einflüs-
sen, Entscheidungen, Informationen und 
Diskursen zu ermöglichen. Aus den Vorur-
teilen der Lebenswelt müssen – durch poli-
tische Urteilskraft, Perspektivübernahmen 
und wechselseitige Kritik – Anstrengungen 
zu gemeinsamen Lösungen hervorgehen, 
muss also das entstehen, was Hannah 
Arendt „sensus communis“ (Arendt 1983) 
nennt. Das scheint zunehmend schwierig 
zu sein. Die offensichtliche Entfremdung 
der politischen von der lebensweltlichen 
Ebene führt zu einem unverbundenen Ne-
beneinander, einer wechselseitigen Enttäu-
schung über abgehobene Politik und eine 
apathisch gewordene Bürgerschaft, die 
sich wie in einem Circulus Vitiosus gegen-
seitig hochschaukelt. Der amerikanische 
Philosoph Michael Sandel sieht daher die 
Moderne an einem Scheidepunkt ange-
langt, an dem folgende Fragen grundsätz-
lich zu stellen sind: „Ist Selbstverwaltung 
unter den Bedingungen einer globalisier-
ten Wirtschaft möglich? Welche Formen 
von Solidarität und Gemeinschaft können 
demokratische Gesellschaften in einem 
durch vielfältige Identitäten und komplexe 
Persönlichkeiten geprägten pluralistischen 
Zeitalter überhaupt noch wecken?“ (Sandel 
2015: 15)

Was kann Bürgerschaftliches Engage-
ment, gleichsam aus der Lebenswelt her-

vorkommend und in das Politische hin-
einreichend, leisten, um diese Krise der 
Demokratie konstruktiv zu bearbeiten? 
Bürgerschaftliches Engagement kann ein-
fach in der Lebenswelt verharren. Viel-
leicht besteht gar nicht der Ehrgeiz, sich 
im öffentlichen Raum zu artikulieren? 
Vielleicht meint man, darauf verzichten zu 
können? Das ist ja auch nachvollziehbar, 
wenn es sich nicht um Ansprüche handelt, 
die von anderen bestritten werden oder 
man selbst gar nicht nach politischer Re-
sonanz für das eigene Anliegen sucht. 

Bürgerschaftliches Engagement kann sich 
aber auch in antidemokratischen Initiati-
ven sammeln. Wer sich in der Lebenswelt 
einer ethnisch geschlossenen Gemein-
schaft einigeln will, kann sich auch für 
dieses Ziel öffentlich einsetzen. Er wird 
sie vor einem als bedrohlich empfunde-
nen Außen schützen wollen und dafür be-
trächtliche Energie aufwenden. 

Daher brauchen wir im Sinne der Stärkung 
der Demokratie inklusive, integrative und 
am Gemeinwohl orientierte Gemeinschaf-
ten, die offen sind für verschiedene soziale 
Gruppen und es immer wieder verstehen, 
in den Bereich der politischen Öffentlich-
keit vorzudringen, um dort Aufmerksam-
keit zu erzeugen und Einfluss zu nehmen. 
Es geht nicht nur um die öffentliche Arti-
kulation der Interessen, sondern auch um 
die (Wieder-)aneignung einer verantwort-
lichen Haltung zur Gemeinschaft. Daher 
müssen diese Orte einerseits auf ihre je-
weils besonderen lebensweltlichen Vor-
aussetzungen bezogen sein, andererseits 
an Politik anschlussfähig werden. Sie müs-
sen als Scharnier beides leisten: Sie sind 
einerseits Reallabore für Gemeinschafts-
bildung, andererseits öffentlicher Raum 
der Interessenartikulation. Sie müssen 
für verschiedene Gruppen offen sein, die 
die unterschiedlichsten Themen bearbei-
ten und dürfen sich nicht zu One-Issue-
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Bewegungen verkürzen: Sie müssen mul-
tithematisch und divers sein. Einer dieser 
Orte soll hier exemplarisch beschrieben 
werden.

5. Demokratische Alltagskultur

Das gemeinschaftliche Bauprojekt Spie-
gelfabrik (weitere Informationen unter 
www.spiegelfabrik-fuerth.de) steht nach 
einem drei Jahre währenden Vorlauf der 
Diskussionen und Planungen kurz davor, 
auf einem innenstadtnahen Grundstück 
sechzig Wohnungen mit größeren Ge-
meinschaftsräumen zu errichten. Derar-
tige Wohnprojekte sind nichts Neues, vor 
allem in Großstädten wie Hamburg, Berlin 
und München oder Universitätsstädten 
wie Freiburg und Tübingen gibt es davon 
einige, aber die Größenordnung ist nicht 
nur in der 130.000-Einwohner-Stadt Fürth 
außergewöhnlich. Das macht das Projekt 
zu einer teils kniffligen kommunalpoliti-
schen Angelegenheit. Man kann sagen: 
Das Bauvorhaben ist zum Stadtgespräch 
geworden. Der Fürther Stadtrat hatte sich 
schon mehrmals damit befasst und der 
Baugruppe einhellig, über alle Parteig-
renzen hinweg, den Rücken gestärkt. Die 
Stadtregierung unterstützt das Projekt mit 
allen Kräften. 

Das Bedürfnis nach gemeinschaftlichen 
Wohnformen scheint enorm. Ohne ei-
gens zu werben, hatte das Bauprojekt 
Spiegelfabrik in kurzer Zeit über tausend 
Menschen in Veranstaltungen über das 
Vorhaben informiert. Schon lange vor 
Baubeginn sind 90 Prozent aller Woh-
nungen vergeben. Bauen soll sich nicht in 
„Ton-Steine-Erden“ erschöpfen, sondern 
eine zugewandte Nachbarschaft ermög-
lichen. Sozialpolitische Herausforderun-
gen wie Inklusion, Integration, soziale und 
kulturelle Mischung stehen für eine neue 
Stadtutopie und gegen Tendenzen der Se-
gregation und Gentrifizierung. 

Diese Ziele stehen in vielen Absichtser-
klärungen gemeinschaftlicher Wohnpro-
jekte. Umgesetzt werden sie meist nur, 
wenn man sie zu harten Kriterien macht 
und es nicht nur bei schönen Träumen be-
lässt. Zunächst lässt die Größenordnung 
des Projekts eine Generationenmischung 
zu. Ein Drittel der Wohnungen wurde für 
junge Familien reserviert, ein Drittel für 
die Gruppe Über-55-Jahren. Das restli-
che Drittel dazwischen sind Familien mit 
schulpflichtigen Kindern. Die Älteren füh-
len sich, angesichts der Sorgen ums eige-
ne Altwerden stärker angesprochen, und 
sie haben oft die notwendigen Mittel und 
mehr Zeit sich zu engagieren. Junge Fa-
milien kommen meist erst zum Schluss, 
wenn vieles schon vorbereitet ist. Den Ge-
nerationenmix offenzuhalten, muss eine 
Baugruppe durchhalten. Es erhöht das fi-
nanzielle Risiko.

Die Baugruppe hat neben der Eigentü-
mergemeinschaft als GbR eine Genossen-
schaft gegründet, die bezahlbaren und 
sozial geförderten Wohnraum schafft. Die 
Kleingenossenschaft mit etwa ein Drittel 
der Wohnungen wäre durch die Vermie-
tung alleine nicht lebensfähig. Deshalb 
sind alle Eigentümer in die Genossenschaft 
eingetreten und übernehmen nicht ver-
zinste Solidaranteile über 250.000 Euro, 
damit beispielsweise vier Wohnungen für 
anerkannte Flüchtlinge errichtet werden 
können. Die Genossenschaft übernimmt 
die Hausverwaltung für das ganze Anwe-
sen und schafft sich damit eine zusätzliche 
Einnahmequelle.

Derartige Hybride von Genossenschaft 
und Eigentümern sind sehr ungewöhnlich. 
Sie ecken an vorhandene Vorschriften an. 
Zunächst forderte die Landesbehörde, die 
über die Zuschüsse für geförderten Wohn-
raum entscheidet, einen architektonisch 
getrennten Eigentümer- und Mieterblock. 
Das hat die Baugemeinschaft abgelehnt 
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und sich für eine Durchmischung von Miet- 
und Eigentumswohnungen entschieden. 
Ja, sie hat sogar bei den besten Lagen der 
Genossenschaft zugeschlagen, um sie aus 
einer möglichen Spekulation der Privat-
eigentümer herauszuhalten. Nach langer 
Überzeugungsarbeit waren die Behörden 
derart von dem ungewöhnlichen Misch-
modell überzeugt, dass es die Baugrup-
pe auf dem Jahreskongress der Obersten 
Bayerischen Baubehörden als gelungenes 
Beispiel vorstellen durfte. 

Ein weiterer politischer Streitpunkt betraf 
die Mobilität. Die Baugruppe wünschte 
sich reduzierte Autostellplätze in Abwei-
chung von der geltenden Stellplatzsatzung 
in Verbindung mit einem Carsharingkon-
zept. Zudem sollen zweihundert Stell-
plätze für Fahrräder entstehen. Nachbarn 
wandten sich sofort besorgt an die Stadt, 
weil sie um das Parkplatzangebot fürchte-
ten. Auch hier löste die Baugruppe kom-
munalpolitische Diskussionen aus, denn 
der städtische Parkraum ist so überlas-
tet, dass es letztlich mit einem Weiter-so 
nicht mehr getan ist. Neue Wege müssen 
eingeschlagen werden. Etwa ein Drittel 
der künftigen Bewohnerschaft der Spie-
gelfabrik hat heute schon kein Auto, ein 
weiteres Drittel wäre bereit, das Auto mit 
anderen zu teilen. Das soll nun, gedeckt 
durch eine politische Experimentierklau-
sel, erstmals in Fürth ausprobiert und 
evaluiert werden. 

Eine andere politische Initiative der Bau-
gruppe richtet sich auf die soziale Öffnung 
des Wohnprojektes zum Stadtteil. Neben 
den Flüchtlingswohnungen wird die Le-
benshilfe eine Wohngruppe für vier Men-
schen mit geistiger Behinderung beziehen. 
Sie erwartet sich von diesem Modell wich-
tige Erkenntnisse für weitere Wohnge-
meinschaften, die sie in ‚normalen‘ Wohn-
anlagen einrichten will. Ein Handbuch für 
inklusives Wohnen soll entstehen. So wird 

die Wohngemeinschaft zum Testfall sozi-
alpolitisch gewünschter Inklusion.

Gemeinsam mit der Lebenshilfe wird die 
Baugruppe, die neben der Genossenschaft 
auch einen gemeinnützigen Trägerverein 
gegründet hat, ein Nachbarschaftsbüro 
im Erdgeschoss der Anlage betreiben, um 
sich zum Quartier hin zu öffnen. Dazu wer-
den Lebenshilfe und Stadt Fürth je eine 
halbe Personalstelle beisteuern, die Bau-
gemeinschaft will sich durch ehrenamtli-
che Initiativen einbringen. Die Stadt wird 
die Räume des Quartiersbüros kaufen. Die 
Gemeinschaft will ihre Gemeinschaftsflä-
chen, zu denen eine Werkstatt, ein Kunst-
raum und ein Saal auf dem Gelände gehö-
ren, für den Stadtteil teilweise öffnen.

Auch hier entsteht wieder kommunal-
politischer Diskussionsbedarf, denn mit 
diesem und drei weiteren Quartiersbüros 
wird ein wichtiger Teil der Fürther Sozial-
politik nun sozialräumlich ausgerichtet. 
Wenigstens in Fürth ein Novum. 

Es gibt viele weitere in die Stadtgesell-
schaft hineinreichende Ideen des Baupro-
jekts, etwa die Bepflanzung eines Beetes 
für „Essbare Stadt“ unmittelbar vor dem 
Quartiersbüro, an dem sich Vorüberge-
hende gleichsam durch legalen Mundraub 
bedienen können. Oder ein gemeinsamer 
Urban-Gardening-Bereich. 

Diese Haltung zum gemeinschaftlichen 
Teilen setzt sich innerhalb der Baugemein-
schaft fort. Sie hat sich mit einem gewis-
sen Augenzwinkern eine Gemeinschaft 
der „Commonauten“ genannt. Commons, 
also Güter gemeinsam zu besitzen und 
zu nutzen, ist ihr ein großes Anliegen, 
aber es gilt dabei, die individuellen Gren-
zen auszuloten. Immer wieder branden 
Diskussionen auf: Will man beispielswei-
se eine gemeinschaftliche Waschküche 
oder doch lieber eine Waschmaschine in 
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den eigenen vier Wänden? Einen von al-
len genutzten Gerätepool, der auch vom 
umliegenden Stadtteil genutzt werden 
kann? Welche öffentlichen Flächen sol-
len gemeinsam bewirtschaftet werden? 
Commonauten machen das Gemeinsame 
nicht zur ideologischen Vorgabe, sondern 
zu einem Forschungsprozess im Reallabor. 
Wieviel Gemeinschaft wollen alle, ver-
tragen alle? Wo lehnt man Gemeinschaft 
als Zumutung und Bevormundung ab? All 
dies muss auch wieder gelernt werden, 
denn viele haben sich an singularisierte 
Lebensstile gewöhnt, die ihnen zwar un-
behaglich, aber, wie es Gewohnheiten an 
sich haben, auch nicht einfach abzulegen 
sind. Commonauten wollen das Gelände 
zwischen Gemeinschaft und Individualität 
beherzt, aber ohne vorgegebene Scheu-
klappen erkunden. So wie die Argonauten 
der griechischen Sage fahren sie ins Unbe-
kannte und müssen gemeinsam nach Ori-
entierung suchen.
 
6. Neue Wege der Demokratiestärkung 
durch Zivilgesellschaft

Wie lässt sich ein derart komplexes Vor-
haben demokratisch steuern? Neben Bür-
gerschaftlichem Engagement setzen alle 
Beteiligten mehr als ihr Erspartes ein und 
verschulden sich. Das Projekt ist ein nicht 
unbedeutendes Sozialunternehmen. Ne-
ben der Spannung zwischen Gemeinschaft 
und Individualität tritt die zusätzliche Span-
nung zwischen unternehmerischem Han-
deln und demokratischen Abstimmungs-
prozessen. Am Bau muss vieles schnell 
entschieden werden, sonst drohen teure 
Verzugszinsen. Demokratie braucht hinge-
gen Zeit. Dies kann nur mit einer gut durch-
dachten organisatorischen Aufstellung ge-
lingen, die es den Mitarbeitenden erlaubt, 
ihre jeweiligen Talente einzubringen. 

Immerhin sind am Wohnprojekt über 
hundert Menschen beteiligt. Es gibt eine 

Vollversammlung, die Entscheidungen 
trifft, aber die Vorbereitungen dazu lau-
fen in verschiedenen Arbeitsgruppen zu 
Finanzen, Bau- und Grünplanung, rechtli-
chen Fragen, Organisationen und Gemein-
schaftskonzepten. Die Arbeitsgruppen 
können je nach Fall gemeinsame Arbeits-
kreise bilden. Zum Beispiel treffen sich zur 
Planung der Gemeinschaftsräume Mitglie-
der der AG Konzept und der AG Bau. 

In derartig großen Gruppen zum Konsens 
zu kommen, ist oft langwierig. Eine gute 
Streitkultur ist Voraussetzung. Wichti-
ge Entscheidungen werden durch Stim-
mungsbilder vorbereitet, die Präferenzen 
sichtbar und diskutierbar machen. Ist aber 
dann eine Entscheidung gefallen, lässt sie 
sich nur schwer revidieren, denn die Bau-
gruppe muss für ihre Kooperationspartner 
verlässlich und berechenbar sein. 

Natürlich erfordern Wohnprojekte viel 
bürgerschaftlichen Einsatz. Es gibt inzwi-
schen viele neue Projekte der Stadtent-
wicklung, nicht nur im Wohnbau, sondern 
auch bei der nachhaltigen Vermeidung 
von Abfall durch Repaircafés und Foodsa-
ving-Initiativen, der Eroberung von Brach-
flächen durch Gemeinschaftsgärten und 
vieles mehr. Sie alle sind sehr unterschied-
lich. Aber alle eint eine zukunftsfähige Mi-
schung aus zivilgesellschaftlicher Gemein-
schaftsbildung, sozialunternehmerischem 
Pioniergeist und politisch öffentlicher Ein-
mischung. Und sie verbinden diese Anfor-
derungen und die involvierten Menschen 
durch demokratisch offene Beteiligungs-
strukturen. 

Das kann tatsächlich Demokratie beleben. 
Wir brauchen nicht nur Agoren, auf de-
nen Meinungen und Interessen aufeinan-
derprallen und wieder verflüssigt werden 
können, sondern neue (Versuchs-)Räume 
für Gemeinschaftsbildung; nicht nur, um 
fragwürdige politische Entscheidungen 
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zu kritisieren, sondern um konstruktiv an 
neuen Lösungen für das Gemeinwesen zu 
arbeiten. Neue Kerne von Alltagsdemo-
kratie müssen sich bilden, die über den 
Bereich der privaten Lebenswelt hinaus-
reichen und in die politische Öffentlichkeit 
vordringen, so wie ich es exemplarisch am 
Wohnprojekt Spiegelfabrik in Fürth aufzei-
gen wollte. 

Politik muss das fördern, auch wenn es 
manchmal unbequem sein kann. Aber auf 
Dauer wächst dadurch ihre Legitimations-
grundlage. Wir brauchen mehr Räume, 
in denen wir den politischen Fragen, den 
Chancen und Grenzen von Gemeinschaften 
nachgehen können: Soziale und kulturelle 
Werkstätten, Spielräume für neue Lösun-
gen, Lernräume für neue Gedanken, Real-
labore für Bürgerschaftliches Engagement.

„Einst wurden Menschen in Gemeinschaf-
ten hineingeboren und mussten ihre In-
dividualität finden. Heute werden Men-
schen als Individuen geboren und müssen 
ihre Gemeinschaften finden.“ (Freiheitsre-
port der Agentur K-Hole zit. nach Rauten-
berg 2015: 204) Oder in den Worten eines 
politischen Klassikers: Eine Vitalisierung 
der Demokratie zielt auf eine Gesellschaft 
„in der die Freiheit des Einzelnen Voraus-
setzung für die Freiheit aller ist.“ (Marx/
Engels)
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Die Leitstelle Ehrenamt und Bürgerbetei-
ligung in der Staatskanzlei bündelt und 
vernetzt die mannigfaltigen Ansätze der 
Engagementförderung der Landesregie-
rung und ist Servicestelle für Vereine, 
Verbände, Stiftungen, Kommunen und eh-
renamtliche Bürgerinnen und Bürger. Vor 
dem Hintergrund seiner Erfahrungen in 
Rheinland-Pfalz stellt Birger Hartnuß her-
aus, dass die Länder eine besondere Ver-
antwortung tragen, zivilgesellschaftliche 
Organisationen auch bei der Nutzung der 
digitalen Chancen zu unterstützen. Aus 
diesem Grunde ist die Stärkung der Zivil-
gesellschaft ein wichtiger Bestandteil der 
rheinland-pfälzischen Digitalstrategie.

Die digitale Entwicklung hat die Zivilgesell-
schaft bereits verändert und bereichert. 
Neue Organisationen, Initiativen und Pro-
jekte haben innovative Akzente gesetzt 
und ganz neue Formen von Engagement 
hervorgebracht – Online-Volunteering im 
Internet, neue Vermittlungs- und Unter-
stützungsplattformen oder auch Enga-
gement beim Ausbau der digitalen Infra-
strukturen. Diese Vorreiter sind wichtig 
und Motoren der digitalen Entwicklung 
in der Zivilgesellschaft. Allerdings ist in 
der öffentlichen Debatte häufig noch der 
Blick allein auf diese „digitale Avantgarde“ 
gerichtet. Es darf dabei nicht übersehen 
werden, dass längst nicht alle Organisa-
tionen auf die Veränderungen der Digita-
lisierung vorbereitet sind. Viele Vereine, 
gerade in ländlichen Regionen, müssen 
sich den digitalen Herausforderungen 

erst stellen und stehen noch am Anfang 
notwendiger Veränderungen. Hierbei be-
nötigen sie Unterstützung, Beratung und 
Begleitung. Bestehende Ängste müssen 
genommen, Chancen und Möglichkeiten 
herausgestellt werden. Besonders wichtig 
ist es dabei, gute und gelingende Beispiele 
publik zu machen, Austausch und Lernen 
zu ermöglichen. Dies illustriert Hartnuß an 
verschiedenen Ansätzen, die in RLP der-
zeit umgesetzt werden. Hierzu gehören 
insbesondere ein Ideen-Wettbewerb „Eh-
renamt 4.0“, ein digitales Fortbildungsan-
gebot sowie die Vernetzung auf Landes-
ebene.

Ideen-Wettbewerb „Ehrenamt 4.0“ 

Ministerpräsidentin Malu Dreyer schreibt 
seit 2017 jährlich den Ideen-Wettbewerb 
„Ehrenamt 4.0“ aus.1 Durch ihn soll sicht-
bar gemacht werden, wie das Ehrenamt 
in RLP die digitalen Möglichkeiten bereits 
nutzt, welche unterschiedlichen Formen 
und Ansätze es dabei gibt und wie viel-
leicht auch andere Organisationen und 
Projekte davon profitieren können. Das 
Preisgeld beträgt 1.000 €. Die Preisverlei-
hung findet jeweils im Rahmen des landes-
weiten Digitalforums RLP statt. Insgesamt 
10 Preisträger werden für ihre innovativen 
digitalen Ansätze geehrt.

1 Ausführliche Informationen zum Wettbewerb und 
den Preisträgern finden sich unter https://wir-tun-was.
rlp.de/de/anerkennung/ideenwettbewerb-ehren-
amt-40/

BIRGER HARTNUSS

WORKSHOP „DIGITALISIERUNG“

https://wir-tun-was.rlp.de/de/anerkennung/ideenwettbewerb-ehrenamt-40/
https://wir-tun-was.rlp.de/de/anerkennung/ideenwettbewerb-ehrenamt-40/
https://wir-tun-was.rlp.de/de/anerkennung/ideenwettbewerb-ehrenamt-40/
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Als Beispiel eines Preisträgers nennt Hart-
nuß das Rheinhessische Salonorchester, 
das es mit vielfältigen digitalen Ansätzen 
(in der Vereinsverwaltung, der Vorstands-
arbeit, der Öffentlichkeitsarbeit und sogar 
den Proben) geschafft hat, den Verein vor 
der Auflösung zu bewahren und kreativ zu 
modernisieren.

Weiterbildung

Die Schaffung von passgenauen Angebo-
ten der Qualifizierung ist eine zentrale 
Aufgabe in der Engagementförderung. 
Rechtliche Fragen, Herausforderungen 
der Vereinsentwicklung wie die Gewin-
nung von Mitgliedern und vor allem von 
Führungs- und Vorstandspositionen sowie 
nicht zuletzt der digitalen Entwicklung er-
fordern neue Angebote und Formate, um 
die Organisationen der Zivilgesellschaft 
wirkungsvoll bei der Bewältigung dieser 
Aufgaben zu unterstützen. 

Am 2. Februar 2019 fand in Trier der erste 
regionale Fachtag „Verein und Ehrenamt“2 

statt. Mit diesem neuen Fortbildungsange-
bot werden aktuelle Herausforderungen 
im Ehrenamt und bürgerschaftlichen Enga-
gement aufgegriffen und den Engagierten 
und ihren Organisationen praxisnahe Un-
terstützung geboten. Auf dem Programm 
steht ein umfangreiches Angebot an Infor-
mationen, Fachwissen und Erfahrungen 
in unterschiedlichsten Themenfeldern. In 
insgesamt acht Workshops werden zent-
rale Rechtsfragen im Ehrenamt behandelt 
wie der Versicherungsschutz, das Vereins-
recht, das Spenden- und Steuerrecht und 
das Stiftungsrecht. Darüber hinaus stehen 
Herausforderungen der Vereinsentwick-
lung auf dem Programm. Wie gewinnen 
Vereine und andere Organisationen Nach-
wuchs, insbesondere für die zeitintensiven 

2 https://wir-tun-was.rlp.de/de/aktuelles/detail/
news/detail/News/1-regionaler-fachtag-verein-und-
ehrenamt/

Führungs- und Vorstandspositionen? Wie 
kann die Vorstandsarbeit so verteilt wer-
den, dass niemand durch das Ehrenamt 
überfordert wird? Welche Möglichkeiten 
bietet ein modernes Freiwilligenmanage-
ment? Auch die Chancen der digitalen Ent-
wicklung werden intensiv bearbeitet. Wie 
können digitale Tools und Instrumente die 
Vereinsarbeit erleichtern und bereichern? 
Was ist beim Umgang mit der europäi-
schen Datenschutz-Grundverordnung zu 
beachten? Und wo finden Engagierte hier-
bei Hilfe und Unterstützung?

Zusätzlich zu diesen künftig zwei Mal pro 
Jahr stattfindenden Fachtagen werden die 
rheinland-pfälzischen Freiwilligenagen-
turen finanziell unterstützt, wenn sie vor 
Ort spezielle Fortbildungs- und Unterstüt-
zungsangeboten im Bereich der digitalen 
Entwicklung entwickeln.
 
Nicht zuletzt gilt es, die bestehenden An-
gebote der Fort- und Weiterbildungen 
besser zu vernetzen und für alle Interes-
sierten sichtbar zu machen. Deshalb wird 
derzeit eine virtuelle Ehrenamtsakade-
mie aufgebaut, die vorhandene Angebote 
bündelt, vernetzt und neue Angebote be-
darfsgerecht entwickelt.

Landesnetzwerk Bürgerschaftliches En-
gagement

Effektive Engagementförderung benötigt 
einen intensiven, bereichsübergreifenden 
Dialog zwischen Landesregierung und Zi-
vilgesellschaft. Dies soll künftig im neuen 
Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement ermöglicht werden. Die vielfälti-
gen Herausforderungen im bürgerschaft-
lichen Engagement, und hierzu gehört 
zentral auch die Digitalisierung, können 
weder die zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen noch die Landesregierung allein 
bewältigen.

https://wir-tun-was.rlp.de/de/aktuelles/detail/news/detail/News/1-regionaler-fachtag-verein-und-ehrenamt/
https://wir-tun-was.rlp.de/de/aktuelles/detail/news/detail/News/1-regionaler-fachtag-verein-und-ehrenamt/
https://wir-tun-was.rlp.de/de/aktuelles/detail/news/detail/News/1-regionaler-fachtag-verein-und-ehrenamt/
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Im neuen Landesnetzwerk werden sich 
Verbände, Organisationen und Zusam-
menschlüsse aller gesellschaftlichen Be-
reiche sowie Kirchen, Kommunen und 
Unternehmerverbände regelmäßig aus-
tauschen und gemeinsam mit der Landes-
regierung Bedarfe und Schwerpunkte der 
künftigen Engagementförderung beraten. 
Ziel ist die bedarfsgerechte Weiterent-
wicklung und der Ausbau der rheinland-
pfälzischen Engagementstrategie. Fragen 
der digitalen Entwicklung werden hierbei 
eine wichtige Rolle spielen. Neben dem 
Austausch von bereichsübergreifenden 
Erfahrungen und dem gegenseitigen Ler-
nen sollen Impulse des Landesnetzwerks 
aufgenommen werden, um passgenaue 
Unterstützungsangebote im Feld der Digi-
talisierung weiterzuentwickeln.3  

3 Ausführliche Informationen zum Landesnetzwerk 

Birger Hartnuß verweist zudem darauf, 
dass die digitale Entwicklung auch die 
Ansätze der Weiterentwicklung der De-
mokratie durch neue Formen der Bürger-
beteiligung erheblich bereichert habe. So 
findet heute kein Beteiligungsverfahren 
mehr ohne Online-Beteiligung statt. Die 
Verfahren und Methoden haben sich in 
den vergangenen Jahren erheblich aus-
geweitet. Wichtig bleibe dabei aber stets 
ein guter Methodenmix, bei dem der 
Dialog im Netz und in Präsenzverfahren 
gut aufeinander abgestimmt sind. Dies 
sei bspw. im „jugendforum rlp“ (www.
jugendforum.rlp.de), einem offenen 
und landesweiten Beteiligungsprojekt in 
Kooperation mit der Bertelsmann Stif-
tung,  gut gelungen.

Bürgerschaftliches Engagement RLP unter https://wir-
tun-was.rlp.de/de/im-land/landesnetzwerk/.
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Einleitung

Beim BBE-Länderforum mit dem dies-
jährigen Schwerpunkt „Engagement und 
Demokratie“ für zivilgesellschaftliche Ak-
teure und wichtige Vertreter*innen der 
Engagementförderung der Länder wurden 
Fragen der Strategiebildung zum einen für 
die Netzwerkbildung auf Landesebene 
und zum anderen für die Engagement-
Strategien als politische Rahmen der För-
derung freiwilligen Engagements in den 
jeweiligen Bundesländern diskutiert.

Der Workshop Bildung hatte zum Ziel ei-
nen Austausch zu spezifischen Heraus-
forderungen und Bedarfen, aber auch 
Chancen der beteiligten zivilgesellschaftli-
chen und politisch-administrativen Akteu-
re, zu erörtern, um Engagement und Parti-
zipation besser zu fördern und damit auch 
zur Stärkung der Demokratie beizutragen.
 
Neben der Vorstellung guter Beispiele aus 
Zivilgesellschaft und Kommunen wurde 
eruiert, wo wichtige gemeinsame Hand-
lungskorridore staatlicher und zivilgesell-
schaftlicher Akteure auf Landesebene zur 
Stärkung demokratischen Bürger*innen-
Engagements liegen können.

Engagement und Bildung

a. Ein Paar mit vielen Facetten

Engagement – Bildung – Demokratie – 
eine Dreiecksbeziehung, die es in sich hat, 

d.h. die viele Facetten beinhaltet und be-
leuchten kann:

¾¾ �Engagementförderung in Bildung: Wel-
che Orte und Systeme  in den Bildungs-
landschaften können durch veränderte 
Lehrpläne und passgenaue Angebote 
gewonnen werden?

¾¾ �Engagementförderung durch Bildung: 
Wie kann man Demokratiebildung als 
Querschnittsthema in Lehrpläne eta-
blieren, die für ein Selbstverständnis 
aller Menschen als partizipierende 
Bürger*innen der Gesellschaft sorgt?

¾¾ �Engagement für Bildung: Wie und wo 
kann freiwilliges Engagement für gleich-
berechtigte Bildungschancen sorgen?

¾¾ �Bildung durch Engagement: Welche 
Möglichkeiten der Weiterbildung von 
freiwillig Engagierten gibt es und wie 
kann ein Lernen von demokratiestär-
kenden Haltungen und Tätigkeiten 
durch Engagement stattfinden?

¾¾ �Bildung und Engagement: Welche Zu-
sammenhänge zwischen sozialem/
finanziellem Status, Bildungsgrad und 
Engagementzugängen gibt es und wo 
müssen Verbindungen geschaffen und 
Barrieren abgebaut werden, um Enga-
gement für alle zu ermöglichen?

Beim Länderforum wurde dieser Themen-
komplex vor allem unter den ersten bei-
den Gesichtspunkten diskutiert, um mög-
lichst mit konkreten Handlungsempfeh-
lungen weitere Schritte in der Lobbyarbeit 
gehen zu können.

JULIA HUDY

WORKSHOP „BILDUNG“
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b. Zur Rolle der Zivilgesellschaft in Bil-
dungslandschaften

Zu den verschiedenen Blickwinkeln der 
Beziehungen von Engagement und Bil-
dung gilt es ebenso die Heterogenität der 
Bildungslandschaften und pädagogischen 
Konzepte mit in die Überlegungen und 
Empfehlungen einfließen zu lassen:

¾¾ �Orte für Demokratiebildung gäbe und 
gibt es sowohl im formalen Bildungs-
system, d.h. in Kindertagesstätten und 
Kindergärten, in Schulen, Berufsschu-
len, Fach- und Hochschulen, Universi-
täten und Museen. Nicht nur die Ziel-
gruppen unterscheiden sich hier sehr 
voneinander, auch ihre Verwaltungs-
strukturen sind meist nicht miteinan-
der verzahnt. 

¾¾ �Im non-formalen Bildungsbereich gibt 
es die verschiedensten außerschuli-
schen Bildungszentren - von Jugend-
einrichtungen bis SeniorInnen-Treffs, 
gemeinnützigen Organisationen und 
Häusern des Engagements. Diese sind 
zwar oftmals gut miteinander vernetzt, 
haben aber nur einzelne Verbindungen 
zu den formalen Bildungsinstitutionen.

Neben dem formellen Bildungssystem 
wird die klassische politische Bildung auch 
etwa durch Stiftungen oder die Bundes-
zentrale für politische Bildung vorange-
bracht; diese Akteure agieren aber wei-
testgehend autonom von jenen Trägern, 
die sich bundesweit für Engagementför-
derung einsetzen. Ebenso gibt es im Feld 
der non-formalen Bildung jene Träger, die 
sich dem Globalen Lernen zuordnen, an-
dere zur Bildung für Nachhaltige Entwick-
lung, wieder andere zur Menschenrechts-
bildung, Demokratiebildung, Civic oder Ci-
tizenship Education u.v.m. Sie gehören alle 
zur politischen Bildung und die verschie-
denen Dachmarken und Bildungskonzepte 
haben selbstredend ihre Berechtigung. 

Dennoch bringen die voneinander ge-
trennten Bildungsorte und die unter-
schiedlichen pädagogischen Definitionen 
immer auch eine Abgrenzung mit sich, die 
es im Falle der Frage von umfassenderen 
Konzepten kohärenter Bildung zur Demo-
kratiestärkung zu betrachten gilt.

Gute Praxis der Engagementförderung 
und Demokratie-Bildung

Aus den vielen möglichen Vernetzungsor-
ten der Demokratiebildung gab es beim 
Länderforum zwei Impulse aus der Praxis, 
die im Workshop Bildung diskutiert und zu 
weitergehenden Thesen formuliert wur-
den, die es zukünftig zu bearbeiten gilt.

Zum einen wurde die Studie „Demokratie-
bildung in Schulen“ sowie das thematisch 
zugehörige Projekt „jungbewegt“ der Ber-
telsmann-Stiftung vorgestellt. Zum ande-
ren wurden neue Impulse zur Kooperation 
mit Hochschulen vom AKTIVOLI-Landes-
netzwerk Hamburg e.V. aufgezeigt.

Der Dreiklang zwischen Forschung und 
Zivilgesellschaft

Mit dem Thema „Bildung und Engage-
ment“ befasst sich das AKTIVOLI-Lan-
desnetzwerk (ALN) auf unterschiedlichen 
Ebenen. Mit dem Projekt der AKTIVOLI-
FreiwilligenAkademie unterhalten wir 
beispielsweise ein Online-Portal, das alle 
Weiterbildungen für freiwillig Engagierte 
in Hamburg bündelt. 

Das ALN hat sich als Bildungsort der En-
gagementförderung zunächst auf Fach- 
und Hochschulen und Universitäten fo-
kussiert. Über Anfragen für Lehraufträge 
zu Bürgerschaftlichem Engagement (BE) 
entstanden erste Kontakte zu  Hochschu-
len. Dies wurde als Impuls aufgegriffen, 
um in einer Projektgruppe daran zu arbei-
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ten BE generell in Curricula von Hoch- und 
Fachschulen zu verankern.  Dafür wurde 
ein  Referent*innenpool mit Abfrage von 
spezifischen Themen für Vorträge und 
Weiterbildungen  generiert; die Vermitt-
lung von Referent*innen war ursprünglich 
auch als Mittel zur Akquise von Geldern 
für den neu gegründeten ALN e.V. gedacht. 
Die Ergebnisse waren Kontakte zu einzel-
nen Lehrenden, einzelne Veranstaltungen 
wie Ringvorlesungen oder Blockseminare, 
jedoch keine Verankerung in Lehrplänen. 
Insgesamt wurde die angestrebte Koope-
ration eher ein zähes Unterfangen.

Neue Entwicklungen haben diese Lage 
schnell stark zum Positiven verändert: 
Die Universität Hamburg ist seit Mai 2019 
Mitglied im ALN und hat sich u.a. der Mit-
arbeit für das ALN in der BBE AG Zivilge-
sellschaftsforschung verschrieben. Die 
Veränderung ergab sich vor allem durch 
die Formierung des universitätsinternen 
Netzwerkes  #UHH engagiert – Netzwerk 
für forschendes Lernen und zivilgesell-
schaftliches Engagement. Einzelne Leh-
rende und wissenschaftliche Mitarbeiten-
de verschiedener Fachbereiche sind nun 
keine Einzelkämpfer*innen mehr und kön-
nen Engagementförderung als Element 
von Demokratiebildung und Service Lear-
ning an der Universität zusammen stärker 
vertreten. 

Analog dazu avancierte die vorherige 
Projektgruppe des ALN zu einem Fach-
kreis, d.h. auch im Landesnetzwerk fand 
gleichzeitig durch die Beschäftigung mit 
den Themen Demokratiestärkung und 
Engagement gegen Populismus & Men-
schenfeindlichkeit eine Priorisierung des 
Themenfeldes   statt. Das übergeordnete 
Thema und Ziel des neuen Fachkreises 
ist die Stärkung zivilgesellschaftlichen 
Engagements und demokratischer Parti-
zipation junger Menschen in Ausbildung 
durch die Lehre.

Dies kann auch als Dreiklang der Engage-
mentförderung in der Lehre beschrieben 
werden:

1. Forschung über Zivilgesellschaft  

Hier soll es vor allem um die Weitergabe 
von Erkenntnissen aus Forschung und Leh-
re an ALN-Mitglieder und weitere gemein-
nützige Organisationen für den Transfer 
in die Praxis gehen. Hier werden bundes-
weite Diskurse, u.a. die Ergebnisse der 
Leitfragen der BBE AG Zivilgesellschafts-
forschung in Hamburger Diskurse einbe-
zogen und adaptiert:

¾¾ �Welche praxisrelevanten Fragestel-
lungen können (noch) nicht von der 
Forschung beantwortet werden? Was 
wird bearbeitet?  

¾¾ �Welche Zukunftsthemen der Zivilge-
sellschaftsforschung gibt es?  

¾¾ �Welche Erkenntnisse liefern aktuelle 
Publikationen zu den Fragestellungen/ 
Themen der AG?  

  
2. Forschung mit Zivilgesellschaft 

Auch wenn es noch viele Schritte zu einer 
umfassenden Verankerung von BE-Themen 
in den Curricula der Hamburger Hochschu-
len sind, gibt es bereits einige Verknüpfun-
gen: Es gibt verschiedene Kurse des Service 
Learnings im Wahlpflichtbereich und  eine 
Kooperation von gemeinnützigen Organisa-
tionen mit BA-Methodenseminaren in den 
Politik- und Sozialwissenschaften (Evaluati-
onen/ kleinteilige Erhebungen) mit einem 
Mehrwert für Studierende durch Praxiser-
fahrung und einem zusätzlichen Erkennt-
nisgewinn der Initiativen, die oftmals keine 
Ressourcen für Evaluationen oder strategi-
sche Zukunftsplanung haben.  Zudem ver-
mittelt das Projektbüro Angewandte Sozi-
alforschung und das Netzwerk #UHH en-
gagiert Forschungspraktika, Bachelor- und 
Masterarbeiten sowie Forschungsprojekte.
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3. Engagement von Studierenden (und 
Lehrenden) 

Dieser Punkt umfasst einige Einsichten 
aus den ersten Bemühungen unserer Ko-
operationen: 

¾¾ �Die Lehre muss für den Umgang mit 
dem Thema BE gut vorbereitet wer-
den, d.h. dies impliziert die Lehren-
den, aber auch die Verwaltung und 
die Dekanate. Hier geht es vor allem 
um die Inhalte und Zusammenhän-
ge von Demokratiestärkung, Service 
Learning und Zivilgesellschaftsfor-
schung.

¾¾ �Die Verankerung des Themas muss je 
nach  Hochschuleinrichtung spezifisch 
angeschaut und die Brückenköpfe für 
die Implementierung von BE in Curri-
cula von innen ausfindig gemacht wer-
den.

¾¾ �Ein wichtiger Aspekt wird zudem der 
Austausch mit Studierenden über ihre 
Bedarfe für freiwilliges Engagement 
sein, um der Engagementlücke junger 
Menschen nach dem Schulabschluss 
entgegenzuwirken und sie weiter in der 
Ausbildung zu mündigen Bürger*innen 
zu stärken. Der Einbezug von Studie-
renden in den Fachkreis Forschung 
und Lehre ist ein erster Schritt für Par-
tizipation auf Augenhöhe.

 
Dieser Dreiklang soll zu einem besseren 
Wissenstransfer in beide Richtungen bei-
tragen: 

BE soll als wichtiges Thema in Forschung 
und Lehre vorangebracht werden und 
nicht im Transdisziplinären verschwinden. 
Wichtige Erkenntnisse aus Forschung und 
Lehre sollen andererseits besser in die 
Praxis des BE zurückfließen, z.B. in der 
Überprüfung der Passfähigkeit von Enga-
gementformen mit Analysen von Angebo-
ten und Bedarfen. 

  Das erste gemeinsame Projekt, welches 
auch Vertreter*innen weiterer Fach- und 
Hochschulen in Hamburg einbeziehen 
wird, soll ein mehrtägiges Transfer-Festi-
val im Sommer 2020 sein. Dieses hat zum 
Ziel den Wissenstransfer in beide Richtun-
gen zu fördern, verschiedene Gruppen aus 
Zivilgesellschaft und Hoch-/Fachschulen 
zusammenzubringen und mehr Studieren-
de und Lehrende sowie die Verwaltung 
und Dekane für BE zu begeistern. 

Diese neue fruchtbare Kooperation des 
ALN und des #UHH engagiert-Netzwerks 
zeigt, dass Vernetzung weit mehr sein 
kann als Wissensaustausch, da gebündel-
tes Wissen Synergien schafft, die Freiräu-
me und Energie für neue Ideen und For-
mate überhaupt erst zulassen.

Ergebnisse und Handlungskorridore

Durch den Austausch über die oben be-
schriebenen Beispiele wurden von den 
Teilnehmenden folgende Thesen entwi-
ckelt und Handlungsempfehlungen for-
muliert:

¾¾ �Es wird angeregt eine Gesamtstrate-
gie für eine umfassendere Demokra-
tiebildung und Engagementförderung 
mit Akteuren aus Zivilgesellschaft 
und Kommunen, Pädagog*innen und 
Vertreter*innen der Zielgruppen zu 
entwickeln. Gute Fachdiskussionen 
aus Zivilgesellschaft und Kommunen 
führen zu einer besseren Sprachfähig-
keit gegenüber der Politik, die dann in 
einem zweiten Schritt miteinbezogen 
werden soll.

¾¾ �Ganzheitliche Bildung impliziert nicht 
allein die Wissensvermittlung, sondern 
stellt das Individuum in den Kontext 
von Gesellschaft. Diese Konzeption 
soll in Aus-, Fort- und Weiterbildung 
wiederbelebt werden, um eine Ver-
zahnung zwischen den verschiedenen 
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Institutionen des formalen Bildungs-
systems sowie zwischen formalem und 
non-formalem Bildungssektor zu er-
wirken.

¾¾ �Ein solches „Curriculum der Zukunft“ 
ist auch ein Plädoyer für ein anderes 
methodisches wie inhaltliches Bil-
dungsverständnis: Es gilt bestehende 
Diskurse und Pädagogikverständnisse 
zu verbinden, wie z.B. Gesundheits-
förderung und Nachhaltigkeit, Enga-
gement und Demokratie. Die Gefahr 
geringer Fokussierung durch überla-
gernde Diskurse darf dabei keinesfalls 
einer Profilbildung einzelner Bildungs-
bereiche entgegenstehen; vielmehr 
soll durch die Sichtbarmachung ge-
meinsamer Querschnittsthemen ver-
schiedener Fächer und pädagogischen 
Konzepte die Vielfalt der Arbeitskreise 
und Gremien reduziert werden. Diese 
Synergien können im besten Falle dazu 
führen die oftmals fehlende Rückkopp-
lung zwischen den Organisationen zu 
befördern und neue Verbindungen 
aufzubauen, statt dieselben Fragestel-
lungen in vielen Gremien immer wie-
der zu bearbeiten. 

¾¾ �Um diese neuen Verbindungen zu 
knüpfen, muss eine neue Kooperati-
onskultur geschaffen werden, indem 
die Zusammenarbeit von Schulen und 
Hochschulen mit zivilgesellschaftli-
chen Akteuren, Landesnetzwerken 
o.ä. selbstverständlicher wird und bei-
de Seiten aktiv an einer Vernetzung 
partizipieren. Die Offenheit für Koope-
ration ist seitens vieler Schulen und 
Hochschulen vorhanden, jedoch muss 
Demokratiebildung oder Citizenship 
Education integraler Bestandteil des 
Fachunterrichts werden; solange Leh-
rende dies zusätzlich zu ihrem Unter-
richtsstoff vermitteln müssen, hängt 
es allein vom ehrenamtlichen Einsatz 
der Lehrer*innen ab, ob Demokratie-
bildung vermittelt wird oder nicht.

¾¾ �Darüber hinaus braucht es eine grö-
ßere Ressourcenausstattung für trans-
disziplinären Wissenstransfer; Zivilge-
sellschaftsforschung, Citizen Science 
und Service Learning sind nicht allein 
wichtig für die Erziehung zu mündi-
gen Bürger*innen, sie bieten ebenso 
Berufsorientierung und Praxiswissen 
sowie soziale Kompetenzen u.v.m.. Um 
das Gelernte und die eigene Rolle ad-
äquat reflektieren zu können, braucht 
es mehr wo(man)power in der pädago-
gischen Begleitung. 

¾¾ �Ein ebenfalls wichtiger Aspekt für die 
Integration von BE-Themen in Curricula 
ist die Qualifizierung von Verwaltungs-
mitarbeitenden. Diese sind Dreh- und 
Angelpunkt der Umsetzung, sowohl 
in der Erstellung von Semesterplänen 
als auch in der Zusammenarbeit von 
Zivilgesellschaft und öffentlicher Ver-
waltung in Fragen der Engagement-
förderung. Die Voraussetzung für gute 
Beteiligung von Bürger*innen ist also, 
die Verwaltung für Bürgerbeteiligung 
„fit zu machen“. Auch Schulleitungen 
und Hochschuldekane müssen ins 
Boot geholt werden, um die nachhal-
tige Verankerung von BE-Themen in 
Lehrplänen zu gewährleisten.

¾¾ �Um Teilhabe für alle zu ermöglichen 
und soziale Spaltung zu überwinden, 
müssen zudem neue Wege für Benach-
teiligte eingeschlagen werden. Die 
Bildungslandschaft orientiert sich am 
Mittelstand und ihren Kapazitäten. Je-
doch sollte gerade für Menschen, die 
von Armut und sozialem Ausschluss 
gefährdet oder betroffen sind, zuvor-
derst über Möglichkeiten der Partizi-
pation im Sinne eines Empowerments 
die Möglichkeit geschaffen werden, 
diese Gefahren durch Solidarität und 
Zugehörigkeit zur Gemeinschaft zu mi-
nimieren.

¾¾ �Zu guter Letzt ist es ratsam im ei-
genen Kontext bereits in der Praxis 
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mit kleinen Modulen und Projekten 
zu beginnen, wie beispielsweise mit 
Schulpraktika im Engagement oder 
einzelnen Seminaren an Hochschulen 
mit Zivilgesellschaft: Gute Praxis über-

zeugt im Sinne des bottom-up Prinzips 
die grundlegende Umgestaltung von 
Lehrplänen zu ganzheitlich gedachten 
Bildungskonzepten der Demokratiebil-
dung.
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WORKSHOP „VIELFALT“

Einleitung

Die Vielfalt der Menschen bestimmt die 
Vielfalt unserer Perspektiven, Gedanken, 
Erkenntnisse und Entwicklungen, welche 
die Innovationen in der Zivilgesellschaft so-
wie in der Engagementpolitik vorantreibt. 
Die Einnahme der Vielfaltsperspektive 
ermöglicht im wahrsten Sinne des Wor-
tes vielfältige Zugänge und unterschiedli-
che Sichtweisen von Menschen und ihren 
Lebensformen. Seit der Gründung des 
Bundesnetzwerkes Bürgerschaftliches En-
gagement im Jahr 2002 ist das Netzwerk 
von einem Selbstverständnis geprägt, die 
Bedeutung von Engagement, Zivilgesell-
schaft und Partizipation im Rahmen der 
repräsentativen Demokratie und Gleich-
stellung in einer immer vielfältiger wer-
denden Gesellschaft wachsen zulassen. 

Das diesjährige BBE-Länderforum in der 
Vertretung des Landes Baden-Württem-
berg beim Bund in Berlin beschäftigte sich 
auf Länderebene mit dem Schwerpunkt 
Engagement und Demokratie. Intensi-
viert wurde der Diskurs unter anderem 
im Workshop „Vielfalt“. Anhand folgender 
Fragen wurden sowohl politisch-strate-
gische Thesen und Orientierungen erar-
beitet, wie Engagement und Demokratie 
gefördert als auch die Zusammenarbeit 
zwischen den staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteur*innen intensiviert 
werden kann, um Vielfalt zu gestalten, 
Partizipation zukunftsorientiert zu fördern 
und Identitäten zu entwickeln:

¾¾ �Welche Impulse brauchen wir für ein 
Engagement in Vielfalt?

¾¾ �Wie müssen Engagementstrukturen 
gestaltet sein, dass Vielfalt realisiert 
werden kann?

¾¾ �Welche Best-Practice-Beispiele gibt es 
bereits und was können wir voneinan-
der lernen?

Vielfalt (Diversity) – Was ist das? 

Der Begriff Vielfalt (engl. Diversity) ist 
auch im deutschsprachigen Diskurs, d.h. 
in der Wissenschaft, in gesellschaftlichen 
Zusammenhängen, im Bildungs- und Ar-
beitsbereich oder im Non-Profit-Sektor in 
aller Munde. 

Vielfalt bzw. Diversity steht für die Viel-
fältigkeit und Unterschiedlichkeit von 
Lebensentwürfen, die eine Gesellschaft 
charakterisiert und meint die Unter-
schiedlichkeit, die aus der Vielfalt von 
Menschen entsteht. Das Konzept begreift 
Vielfalt als etwas Positives, in dem ein ho-
hes Entwicklungspotential für die Demo-
kratie und dem Engagement in der Zivil-
gesellschaft liegt (Czollek, Perko, Kaszner,  
Czollek 2019).

Der Vielfaltsansatz trägt damit der zivilge-
sellschaftlichen Entwicklung Rechnung, die 
geprägt ist von heterogenen Milieus und 
kollektiven und individuellen Identitäts-
entwürfen. Diese Tendenzen spiegeln sich 
auch im bürgerschaftlichen Engagement 
immer deutlicher wider (Stiftung SPI 2011).  
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Entsprechend bedeutet Vielfalt im Kon-
text des bürgerschaftlichen Engagements 
die Wahrnehmung, Sichtbarkeit, Berück-
sichtigung und Wertschätzung aller Men-
schen unabhängig ihrer sozialen, ethni-
schen oder kulturellen Herkunft, ihrem 
sozialen oder biologischen Geschlecht, 
ihrer sexuellen Orientierung, ihrer Religi-
onszugehörigkeit oder Weltanschauung, 
ihrem Lebensalter oder ihrer physischen, 
psychischen oder geistigen Beeinträchti-
gung. Diese werden auch als Kerndimen-
sionen von Vielfalt bezeichnet. Aber auch 
das Bewusstsein und die Sensibilisierung 
für Diskriminierungen, Benachteiligungen 
sowie der Infragestellung zugrundeliegen-
der kultureller Normsetzungen und Hier-
archien bedeutet Vielfalt im bürgerschaft-
lichen Engagement (Stiftung SPI 2011).
 
Je nach Situation und Kontext können wei-
tere Dimensionen von Vielfalt bedeutsam 
werden wie die persönliche Situation (Ein-
kommensverhältnisse, Mobilität, sozio-
ökonomischer Situation), Bildung/ Ausbil-
dung, etc. Zu beachten ist immer, dass die 
Vielfaltsdimensionen nicht getrennt ne-
beneinander stehen. Vielmehr greifen sie 
intersektional ineinander bzw. überlagern 
sich. Insgesamt charakterisieren all diese 
Vielfalts-Dimensionen eine moderne Zivil-
gesellschaft und bereichern diese in ihrer 
Vielfalt (Karakaşoğlu 2013). 

Überdies beschreibt Vielfalt eine Denkhal-
tung, die durch ein erhöhtes Bewusstsein 
für die vielfältigen Unterschiede und ih-
ren Einfluss auf unser Miteinander in der 
Gesellschaft gekennzeichnet ist (Czollek, 
Perko, Kaszner, Czollek 2019). Dabei geht 
es nicht nur um den Umgang mit Diffe-
renz und Unterschiedlichkeit von Men-
schen und ihren Lebensentwürfen (Werte 
und Einstellungen), sondern auch um die 
Entdeckung von Gemeinsamkeiten, Ver-
bindendes sowie Unterschiedliches. Bei-
spielsweise haben Menschen Gemeinsam-

keiten, aber gleichzeitig unterscheiden sie 
sich in zahlreichen Aspekten voneinander; 
können Menschen verschiedene Weltan-
schauungen haben, aber im gleichen Alter 
sein oder gleiche körperliche Fähigkeiten 
oder Beeinträchtigungen haben (Czollek, 
Perko, Kaszner, Czollek 2019).

Diese Vielfalt muss von Organisationen, 
Zivilgesellschaft und Individuen erkannt 
werden, um sie als Chance zu nutzen und 
als Potential zu begreifen. Dafür müssen 
zunächst eigene oder institutionelle Denk- 
und Verhaltensweisen ins Bewusstsein rü-
cken, ggf. überdacht oder geändert wer-
den. Regine Bendel, Professorin und Leite-
rin des Instituts für Gender und Diversität 
in Organisationen fasst dies in folgendem 
Satz adäquat zusammen: „Diversity is not 
about the others – it is about you“ (zitiert 
nach Bendel 2004). Ihre Aussage beinhal-
tet eine starke Selbstreflexion sowie die 
Auseinandersetzung im Umgang mit „an-
deren“, wobei „anderen“ schnell zu einer 
Zuschreibung werden kann, die meist aus 
der Perspektive der Mehrheit vorgenom-
men und oft von den als „anders“ Bezeich-
neten nicht geteilt wird. In Abwandlung ei-
nes bekannten Zitats von Simone de Beau-
voir ließe sich sagen: „Menschen werden 
nicht als Andere geboren, sondern dazu 
gemacht“ (zitiert nach Stiftung SPI 2011).

Auch im Rahmen des BBE-Länderforums 
ist es zentral, dass sich die staatlichen und 
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen mit 
dem Ansatz von Wertschätzung und Un-
terschiedlichkeit auseinandersetzen und 
sich den Fragen stellen: 

¾¾ �Welche Grundeinstellung habe ich zu 
Unterschiedlichkeit?

¾¾ �Wie geht die Organisation/der Ver-
band auf Menschen in ihrer Vielfalt zu?

Das Führen dieser Auseinandersetzung 
wird im Rahmen der Weiterentwicklung 
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der Zivilgesellschaft sowie der zunehmen-
den antifeministischen und völkischen 
Einstellungen bei einem immer größer 
werdenden Teil in der Bevölkerung not-
wendiger denn je. 

Arbeit im Workshop „Vielfalt“: Vielfalt 
als Chance wahrnehmen, fördern und 
konstruktiv gestalten

Nach einem einleitenden Impulsreferat in 
die Workshop-Thematik von Nicole Kautz, 
BAG SELBSTHILFE e.V. und Themenpatin 
für Gendergerechtigkeit im BBE, und der 
daran anschließenden Vorstellung der 
Teilnehmenden wurde entlang folgender 
Leitfragen das Thema „Vielfalt“ im Zusam-
menhang von Demokratie und Engage-
ment diskutiert:

¾¾ �Frage 1: Welche Impulse brauchen wir 
für ein Engagement in Vielfalt?

¾¾ �Frage 2: Wie müssen Engagement-
strukturen gestaltet sein, sodass Viel-
falt realisiert werden kann?

¾¾ �Frage 3: Welche Best-Practice-Beispie-
le gibt es bereits bei beteiligten zivilge-
sellschaftlichen und politisch-adminis-
trativen Akteur*innen und was können 
wir voneinander lernen?

 
Frage 1: Welche Impulse brauchen wir für 
ein Engagement in Vielfalt?

¾¾ �Impuls: Perspektivwechsel und Viel-
faltsdiskurse

Insbesondere die Frage nach neuen Im-
pulsen für ein Engagement in Vielfalt zur 
Stärkung des Engagements und der De-
mokratie zeigt, dass ein Perspektivwech-
sel in der Engagementkultur notwendig 
ist. Hierzu zählen:

¾¾ �Auseinandersetzungen und Viel-
faltsdiskurse, die eng verknüpft sein 
müssen, mit den Fragen zur Organi-

sationskultur (kulturelles Setting der 
Organisation), 

¾¾ �Durchbrechen von Normen, Werten 
und Ritualen, 

¾¾ �Definitions- bzw. Deutungsmacht in ei-
ner Organisation. 

Hierin liegt zugleich die spezifische He-
rausforderung – Führung von Debatten 
über Zugänge, Ressourcen und Privilegien 
im Engagementbereich, um Partizipation 
und Teilhabe für alle Engagierten am ge-
sellschaftlichen Leben sowie eine selbst-
bestimmte Entfaltung zu ermöglichen. Zu-
nächst muss die individuelle und organisa-
torische Fähigkeit zur Selbstreflexion und 
zum Perspektivwechsel erweitert werden, 
d.h. die Fähigkeit sich in andere Personen 
und ihre Lebensumstände hineinzuverset-
zen und diese zu verstehen Mit anderen 
Worten: Selbstreflexion im Hinblick auf 
das kritische Hinterfragen der eigenen 
Normalitätsvorstellungen muss gefördert 
werden. Dies schafft wiederum Raum für 
Sensibilität und Wertschätzen von Vielfalt 
(Buttkewitz, Kastell, Eichler-Löbemann 
2018).  

¾¾ �Impuls: Geschlechterrollen vs. Hierar-
chien (Verantwortungs- und Arbeits-
formen) 

Ein weiterer Impuls, welcher im Workshop 
herausgearbeitet wurde, umfasst das Ver-
hältnis von Geschlechterrollen und exis-
tierenden Hierarchien.

Hierbei ist die Auflösung von Hierarchien, 
Geschlechterrollen und Privilegien im Ar-
beitsprozess/Arbeitsformen ein zentraler 
Moment, um ein Engagieren auf Augen-
höhe entwickeln zu können. 

Die bisherigen existierenden Machtver-
hältnisse in den Arbeitsstrukturen von 
Organisationen haben starken Einfluss auf 
die eigene Identität sowie auf die eigene 
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Organisationsentwicklung. Wenn einer 
Personengruppe Privilegien oder Hierar-
chien entzogen werden, können auch die 
Ursachen für Benachteiligungen beseitigt 
werden. Dies ist ein Moment der Chan-
ce für alle Akteur*innen. Insofern bein-
halten die Vielfaltsdebatten ferner herr-
schaftskritische Dimensionen bezüglich 
der strukturellen Machtverhältnisse und 
ihr Einfluss auf die Identität, das Engage-
ment und die Stärkung der Demokratie 
(Karakaşoğlu 2013).
   
Ein erster Schritt könnte ein organisatori-
scher Blick auf flexible Arbeitsformen sein, 
die den Lebensentwürfen der Engagierten 
gerecht wird. Wie die Verbesserung der 
Vereinbarkeit zwischen Engagement und 
Familien- und Pflegezeiten, Reduzierung 
der Auswirkungen geschlechterspezifi-
scher Arbeitsteilung in Lebensbereichen 
wie Familie und Beruf auf das bürger-
schaftliche Engagement.
 

¾¾ �Impuls: Partizipation

Weiterhin wurden die erforderlichen Vo-
raussetzungen und Formen für Partizi-
pation diskutiert. Mit der Anerkennung 
und Respektierung von Vielfalt müssen 
zugleich Aufgaben, Teilhabe- und Betei-
ligungschancen neu gedacht werden. 
Im Rahmen jenes Prozesses entstehen 
für bisher unterrepräsentierte Gruppen 
verbesserte Zugangsmöglichkeiten und 
Chancengleichheit bei Besetzungs- und 
Entscheidungsprozessen, Gremien und 
Arbeitsgruppen, Tagungen, etc. (Fager 
2006). In Folge dessen wird sich die Mit-
wirkung beispielsweise von Frauen an 
Entscheidungsprozessen im Engagement-
bereich erhöhen oder eine vielfältigere 
Zusammensetzung bei der Ausgestaltung 
von Tagungen/Veranstaltungen entste-
hen. Die Einbindung betroffener Gruppen 
mit ihrem Wissen und ihren Erfahrungen 
zeichnete sich im Workshop als wertvolle 

Ressource für die Beteiligung oder Über-
nahme von Aufgaben ab.

Partizipation beinhaltet zugleich auch As-
pekte wie Zugänglichkeit und Barrierefrei-
heit. Hierzu zählen neben den baulichen 
(der Zugänglichkeit von Veranstaltungen, 
Gebäuden oder Service-Angeboten) auch 
die kommunikativen Aspekte. So sollte die 
schriftliche wie mündliche Kommunikati-
on barrierefrei und teilhabeorientiert sein 
(barrierefreie/Leichte Sprache und mehr-
sprachige Gestaltung von Dokumenten, 
Informationsmaterialien, Webpräsenz) so-
wie diskriminierungsfrei, gendersensibel 
und inklusiv (Buttkewitz, Kastell, Eichler-
Löbemann 2018).

Frage 2: Wie müssen Engagementstruktu-
ren gestaltet sein, dass Vielfalt im bürger-
schaftlichen Engagement realisiert wer-
den kann?

Um Vielfalt zu realisieren sind partizipative 
und barrierefreie Engagementstrukturen 
von entscheidender Bedeutung. Folgende 
Aspekte sollten Beachtung finden:

¾¾ �Wissenstransfer (insbesondere bei der 
Übernahme von Führungsaufgaben),

¾¾ �Transparenz von Aufgaben,
¾¾ �Teilung von Verantwortung,
¾¾ �Abkehr vom personenbezogenen Ar-

beiten und Handeln,
¾¾ �Barrierefreie Informationen und Kom-

munikation,
¾¾ ��Willkommenskultur,
¾¾ �Vereinbarkeit von Beruf, Familie, Pflege 

und bürgerschaftlichem Engagement,
¾¾ �Kooperationen und Netzwerke.

Mit Unterstützung dieser partizipativen 
und barrierefreien Engagementstrukturen 
können gemeinsame Handlungskorrido-
re staatlicher und zivilgesellschaftlicher 
Akteur*innen effektiver genutzt oder ent-
wickelt werden.
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Zur Überprüfung inwieweit Vielfalt in der 
Organisationskultur sowie in den struktu-
rellen Rahmenbedingungen greifen, müs-
sen pragmatische Methoden zur Messung 
eingeführt werden. Ein Controlling-Instru-
ment könnte ein Vielfaltsbericht anhand 
der Diversity-Dimensionen sein.

Frage 3: Welche Best-Practice-Beispiele 
gibt es bereits bei beteiligten zivilgesell-
schaftlichen und politisch-administrativen 
Akteur*innen und was können wir vonein-
ander lernen?

Folgende gute Beispiele im Bereich der 
Zivilgesellschaft und im Bereich der poli-
tisch-administrativen Akteur*innen konn-
ten im Rahmen des Workshops bestimmt 
werden. Alle Beispiele beinhalten bereits 
einen Perspektivwechsel oder neue An-
sätze für Engagementstrukturen:

¾¾ �SRUM-Projektmanagement-Methode
• �ermöglicht ein agiles und flexibles 

Arbeiten innerhalb von Projekt-
teams,

• �Hierarchien werden durch die Über-
nahme von Rollen aufgelöst.

¾¾ �Intelligente Nutzung von digitalen 
Möglichkeiten
• �ermöglicht Teilhabe/Partizipation 

und Barrierefreiheit.

¾¾ �Ferienfreizeit für benachteiligte Kinder 
– Ausbau von Beteiligungs- und Enga-
gementformen für junge Menschen
• �Einbindung besonderer Gruppen, 

Einbeziehung der Vielfaltsdimension 
Bildung.

Workshop-Fazit
 
Alle Teilnehmer*innen aus dem Workshop 
„Vielfalt“ betonten, dass ein Umsetzen 
von Vielfalt im Bereich Engagement und 
Demokratie bedeutet, sowohl die gesell-

schaftlichen, strukturellen und kulturel-
len Verhältnisse als auch die Positionen 
von jedem Einzelnen wahrzunehmen, zu 
thematisieren und zu reflektieren (Refle-
xionsprozess – Selbstreflexion). Erst aus 
dem Bewusstsein heraus entwickelt sich 
eine Wertschätzung für sich und andere, 
entstehen neue Ideen, Perspektiven und 
Chancengleichheit (Buttkewitz, Kastell, 
Eichler-Löbemann 2018). 

Konkordanz bestand darin, dass ein 
sog. Vielfalts-Management als Gemein-
schafts-, Führungs- und Querschnitts-
aufgabe verstanden wird, das auf allen 
Verantwortungs- und Handlungsfeldern 
in zivilgesellschaftlichen Organisationen 
stattfinden muss. Im Rahmen jenes Viel-
falts-Managements beinhaltet Vielfalt po-
sitive Aspekte, in dem ein hohes Potential 
für gesellschaftliche, ökonomische und 
demokratische Handlungen liegt (Buttke-
witz, Kastell, Eichler-Löbemann 2018). 

Die geführten Diskurse im Workshop 
zeigten den notwendigen und dringen-
den Handlungsbedarf von Vereinen, zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen und 
politisch-administrativen Akteur*innen 
sich den Vielfaltsdiskursen zu öffnen, um 
zur Stärkung der Demokratie beizutragen. 
Dies beinhaltet auch eine konstruktive 
Weiterentwicklung von kulturellen Denk- 
und Handlungsweisen sowie Rahmenbe-
dingungen der zivilgesellschaftlichen und 
politisch-administrativen Organisations-
landschaft, mit dem Ziel die Auswirkungen 
von Entscheidungen und Verfahren in Be-
zug zu den Lebensrealitäten zu setzen und 
diese zu berücksichtigen (Einnahme der 
Betroffenperspektive). Um letztendlich 
eine Haltung zu entwickeln, die Vielfalt 
als gesellschaftliche Realität anerkennt, 
unterschiedlicheBedarfe beachtet sowie 
Achtsamkeit/Sensibilisierung gegenüber 
Diskriminierung und Benachteiligung ent-
hält. 
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ENGAGEMENTSTRATEGIE BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Engagementstrategie Baden-Würt-
temberg hat bereits mehrere Prozesspha-
sen durchlaufen:

1. Phase 2012 – 2014: Beteiligungsprozess 
und Öffentlichkeitsarbeit
2. Phase 2015 – 2016: Erste Umsetzungs-
schritte / „Repositionierungen“
3. Phase seit 2017: Weiterentwicklung und 
neue Umsetzungsformate

Um die aktuelle Phase (ab 2017) zu verste-
hen, ist unseres Erachtens eine Rückschau 
auf den Beginn des Prozesses in Baden – 
Württemberg wichtig.

1. Phase 2012 – 2014: Beteiligungspro-
zess und Öffentlichkeitsarbeit

Die Engagementstrategie Baden-Würt-
temberg basiert auf einer Idee des Lan-
desnetzwerkes Bürgerschaftliches Enga-
gement (LNBE), in dem relevante Akteure 
des bürgerschaftlichen Engagements in 
Baden-Württemberg zusammenarbeiten. 
Der eigentliche Startschuss erfolgte 2012 
in Form eines Kabinettsbeschlusses, mit 
dem das Sozialministerium beauftragt 
wurde, eine Engagementstrategie gemein-
sam mit dem LNBE und weiteren Partnern 
im Land zu entwickeln. Damit war die po-
litische Legitimation für den Prozess gege-
ben. Vor dem Hintergrund, dass in Baden-
Württemberg das Thema „Bürgerbetei-
ligung“ seit 2011 auf Landesebene einen 
besonders hohen Stellenwert hat, ist es 
nicht überraschend, dass sich der Fokus 

bei der Erarbeitung der Engagementstra-
tegie auf das Beteiligungsverfahren, flan-
kiert durch eine breite Öffentlichkeitsar-
beit, richtete.1

Die Erarbeitung, aber auch die Umset-
zung, wurde als mehrjähriger landeswei-
ter Beteiligungsprozess konzipiert (vgl. 
hierzu auch BBE-Newsletter 16/20142). Die 
Arbeit fand in offenen Arbeitsgruppen, 
sog. Forschungs- und Entwicklungsteams 
(FETs), statt, die sich aus Vertreterinnen 
und Vertretern der Zivilgesellschaft, der 
Verwaltung, von Verbänden und der Wis-
senschaft zusammensetzten. Bearbeitet 
wurden die Themen „Engagement in ei-
ner Gesellschaft der Vielfalt“, „Pflege und 
Engagement“, „Alter und Engagement“, 
„Inklusion und Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen“, „Jugend und Freiwil-
ligendienste“ und „CSR – unternehmeri-
sches gesellschaftliches Engagement“.3

1 Unser Beitrag bezieht sich im engeren Sinne auf die 
Engagementstrategie BW. Strukturelle Rahmenbedin-
gungen, wie die Bezüge zur Arbeit der Stabstelle der 
Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung 
sowie zum Thema Quartier 2020, zu denen enge 
Arbeitsbeziehungen bestehen, werden an dieser Stelle 
nicht thematisiert.
2 https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuel-
les/2014/09/NL16_Gastbeitrag_Ross_Deiss_Postel.
pdf
3 CSR spielte insofern eine Sonderrolle als es fachlich 
im Wirtschaftsministerium bereits fest etabliert war. 
Die enge Anbindung an die Verwaltungsebene war da-
mit im Prozess gegeben. Die Empfehlungen spiegelten 
so auch bereits fachlich und politisch abgestimmte 
Positionen, was eine reibungslose Umsetzung erleich-
terte. Der Themenbereich „Gesellschaft der Vielfalt“ 
ressortierte 2011 bis 2016 im Integrationsministerium, 

https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2014/09/NL16_Gastbeitrag_Ross_Deiss_Postel.pdf
https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2014/09/NL16_Gastbeitrag_Ross_Deiss_Postel.pdf
https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2014/09/NL16_Gastbeitrag_Ross_Deiss_Postel.pdf
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Betont wurde, dass die Themen nicht ab-
schließend, sondern als Auftakt zu verste-
hen seien.

Kennzeichnend war, dass die erste The-
menwahl sich bis auf CSR an den klassi-
schen Politikfeldern orientierte, die im 
Sozialministerium bearbeitet werden und 
ihre je eigenen, historisch gewachsenen 
Beteiligungsstrukturen (Räte, Interessen-
vertretungen, usw.) haben. Die Zusam-
mensetzung der FETs löste sich bewusst 
von dieser Struktur und war offen ange-
legt. Dies wurde beim Start als positives 
Merkmal der ES herausgearbeitet, erwies 
sich in der Folge jedoch als Hindernis bei 
der Umsetzung.

Ergebnis dieses arbeitsintensiven Prozes-
ses sind 141 heterogene, zum Teil sehr 
detaillierte Handlungsempfehlungen für 
alle bearbeiteten Themenfelder mit un-
terschiedlichen Adressaten (Bund, Land, 
Kommunen, Verbände, Zivilgesellschaft), 
die vollständig dokumentiert sind.4 Das 
Beteiligungsverfahren war damit abge-
schlossen. Von da an bestand keine un-
mittelbare Kohärenz mehr zwischen dem 
Beteiligungsverfahren einerseits und den 
Prozessen in Politik, Verwaltung, Verbän-
den und Zivilgesellschaft andererseits. Das 
Verfahren hatte eine Eigendynamik entwi-
ckelt. Obwohl im Prozess der Erarbeitung 
der Handlungsempfehlungen immer wie-
der betont worden war, dass es keinen 
Anspruch auf vollständige Umsetzung gibt, 
knüpften die beteiligten Akteurinnen und 
Akteure an die mit großem Einsatz erarbei-
teten Empfehlungen verständlicherweise 
hohe Erwartungen. Gleichzeitig wurde ver-
sucht, die Engagementstrategie insgesamt 
seit dem Regierungswechsel 2016, wie alle übrigen 
Themen der FETs außer CSR, im Ministerium für Sozia-
les und Integration.
4 https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.
de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/
Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Engagement-
strategie_BW_2014.pdf

aufrecht zu erhalten und einen politisch 
und fachlich akzeptablen Umgang mit den 
Ergebnissen, insbesondere mit den Hand-
lungsempfehlungen, zu finden, die parallel 
zu den vorhandenen fachlichen Diskursen 
und Strukturen existierten. 

Im April 2014 befasste sich das Kabinett 
erneut mit der Engagementstrategie und 
deren Ergebnisvielfalt. Diese wurden zur 
Kenntnis genommen. Beschlossen wurde 
eine komprimierte Fassung der Empfeh-
lungen als Umsetzungsschritte der Lan-
desregierung.5 Konkrete Vorgehenswei-
sen der Umsetzung, die in der „Langfas-
sung“ noch enthalten waren, wurden in 
dieser komprimierten Beschlussfassung 
nicht mehr erwähnt. Das Sozialministeri-
um erhielt innerhalb der Landesregierung 
die Koordinierungsrolle. Im Juni 2014 
fand eine Auftaktveranstaltung statt, in 
der der bisherige Prozess und dessen Er-
gebnisse präsentiert wurden und die als 
„Startschuss“ für die Umsetzung geplant 
war.6 

Der Schwung, den das Beschreiten neu-
er Wege mit sich bringt, und der Konsens 
der Beteiligten hatten in der ersten Phase 
wichtige Impulse für das bürgerschaftli-
che Engagement in Baden-Württemberg 
gesetzt. In dieser Situation fand der Über-
gang zu einer nächsten Phase statt.

2. Phase 2015 – 2016: Erste Umsetzungs-
schritte / „Repositionierungen“

Auf Arbeitsebene, aber nicht mehr flan-
kiert durch die Akteure der FETs, began-
nen erste Umsetzungsschritte. Beispiel-

5 https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.
de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/
Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Umsetzungs-
schritte_Engagementstrategie.pdf
6 Die Erarbeitung der ES, die Auftaktveranstaltung 
und das Programm „Gemeinsam sind wir bunt“ 
wurden mit Projektmittel der Baden-Württemberg 
Stiftung realisiert.

https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Engagementstrategie_BW_2014.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Engagementstrategie_BW_2014.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Engagementstrategie_BW_2014.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Engagementstrategie_BW_2014.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Umsetzungsschritte_Engagementstrategie.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Umsetzungsschritte_Engagementstrategie.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Umsetzungsschritte_Engagementstrategie.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_B%C3%BCrgerengagement/Umsetzungsschritte_Engagementstrategie.pdf
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haft zu nennen sind das Programm „Ge-
meinsam sind wir bunt“, die Erfolge beim 
Bildungszeitgesetz, das eine Freistellung 
für Qualifizierung im Ehrenamt beinhaltet, 
Qualitätssicherung im FSJ, die Vergabe 
einer Studie zu Qualifizierungsbedarfen 
im Engagement und vieles andere mehr. 
Die Schritte, die erfolgten, sind beachtli-
che Erfolge der Engagementpolitik. Ob sie 
aber unmittelbarer Ausfluss und Ergebnis 
der Engagementstrategie waren, kann 
hinterfragt werden und müsste fachlich 
für jedes FET und jede Maßnahme im Ein-
zelnen betrachtet werden. 

Gleichzeitig begann die Kritik an der kon-
kreten Umsetzung. Die „Mühen der Ebe-
ne“ hatten begonnen (vgl. BBE-Newslet-
ter 19/20157). Interessant ist, dass der 
„dämpfende Eindruck von Stillstand“, den 
der Autor konstatiert, auf der Blaupause 
einer „Skepsis der Verwaltung gegenüber 
den Ergebnissen“ interpretiert wird. Zu 
fragen ist, ob die Ursachen hierfür nicht 
vielmehr in der Strategie und dem Pro-
zess selbst gesucht werden müssen. Dies 
zu erörtern würde den Rahmen an dieser 
Stelle sprengen, soll aber zumindest stich-
wortartig in die Diskussion anlässlich des 
Länderforums eingebracht werden.

Zu fragen wäre auch, welche Rolle die Of-
fenheit und damit die geringe Berücksich-
tigung des jeweils vorhandenen fachlichen 
und strukturellen Settings in der Zusam-
mensetzung der FETs und das relativ späte 
Einholen der erforderlichen Zustimmun-
gen für das weitere Vorgehen spielten.

Der Fokus hatte sich in der ersten Phase 
klar auf Beteiligung und Öffentlichkeitsar-
beit gerichtet, nicht aber auf den Gesamt-
prozess der Engagementstrategie und da-
mit die Methode der Zielerreichung. 

7 https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuel-
les/2015/09/newsletter-19-ross.pdf

In der zweiten Phase verfestigten sich tra-
dierte Rollen wieder. Einige Akteure sahen 
sich selbst nicht (mehr) in erster Linie in 
der Gesamtverantwortung für alle The-
menfelder, sondern artikulierten für „ihre“ 
FETs die Forderung nach Umsetzung der 
Empfehlungen gegenüber dem Land.

Das große Plus der Engagementstrategie 
in der ersten Phase, eine Gesamtverant-
wortung der Beteiligten, löste sich auf. 
Der klassische themen- und gruppenzen-
trierte Lobbyismus, der (berechtigte und 
auch andernorts vorgetragene) Interessen 
einzelner Gruppen in den Vordergrund 
stellt, gefährdete die gemeinsame Verant-
wortung. Dabei drohte die Engagement-
politik gleichzeitig ihren eigenen Kern, ihr 
Profil zu verlieren und wurde zum Austra-
gungsort für die diversen Fachpolitiken. In 
der Rückschau kann diese Phase als „Re-
positionierung“ skizziert werden.8

3. Phase seit 2017: Weiterentwicklung 
und neue Umsetzungsformate

Die dritte Phase, in der wir uns gerade 
befinden, lässt sich als Versuch bezeich-
nen, an den fachlichen Überlegungen und 
Intentionen der Engagementstrategie in 
der ersten Phase anzuknüpfen. Diese wur-
den in einem intensiven Arbeitsprozess 
gemeinsam mit den Mitgliedern der Ko-
ordinierungsgruppe (Beratungsgremium 
innerhalb des LNBE) aus den bisherigen 
Diskussionen und Prozessen neu „heraus-
geschält“. Gleichzeitig soll der Schwer-
punkt auf konkreten Bausteinen liegen, 
mit denen die Ziele der Engagementstra-
tegie erreicht werden können.

8 Der Bericht zur Entwicklung der ES im Februar 2016, 
der dem Kabinett auftragsgemäß vorgelegt wurde, 
liest sich so auch wie eine klassische summarische 
Bestandsaufnahme bestehender Aktivtäten, wogegen 
sich zu Beginn der ES noch ausdrücklich verwahrt 
wurde (BBE-Newsletter 16/2014: https://www.b-b-e.
de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2014/09/NL16_Gast-
beitrag_Ross_Deiss_Postel.pdf).

https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2015/09/newsletter-19-ross.pdf
https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2015/09/newsletter-19-ross.pdf
https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2014/09/NL16_Gastbeitrag_Ross_Deiss_Postel.pdf
https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2014/09/NL16_Gastbeitrag_Ross_Deiss_Postel.pdf
https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2014/09/NL16_Gastbeitrag_Ross_Deiss_Postel.pdf
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Leitmotiv der Engagementstrategie ist, 
dass Engagementpolitik der Demokratie-
förderung und dem gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt dient.

Noch immer sind die operativen und 
strukturellen Ziele diejenigen, denen sich 
die Engagemenstrategie seit jeher ver-
pflichtet sieht, d.h. 

¾¾ �die Vielfalt des Engagements in allen 
seinen Erscheinungsformen weiterzu-
entwickeln,

¾¾ �Engagement für alle Menschen in allen 
Lebenslagen und mit allen Lebenskon-
zepten zu ermöglichen, sofern diese 
dies möchten,

¾¾ �Orte des Engagements / Engagemen-
träume zu entwickeln

¾¾ �neue Kooperationsformen und Vernet-
zungen zu befördern und 

¾¾ �tragfähige Rahmenbedingungen zu 
schaffen.

Im Mittelpunkt steht die Freiwilligkeit, die 
Gemeinwohlorientierung, die Unabhän-
gigkeit von finanziellen Interessen und die 
Wertschätzung des Eigensinns des Enga-
gements.

Es erwies sich als richtig, die Fokussierung 
auf die FETs der ersten Phase von Beginn 
an als vorläufig zu definieren. Diese sollen, 
ganz im Sinne der konzeptionellen Anlage 
in der ersten Phase, überwunden, neue 
Handlungsfelder in den Blick genommen 
und die Frage nach einem eigenen Profil 
des Politikfeldes Bürgerschaftliches Enga-
gement wieder stärker herausgearbeitet 
werden. Dabei sollen Formate erprobt 
werden, die den (wissenschaftlichen) 
Fachdiskurs stärker mit der Praxis des bür-
gerschaftlichen Engagements vor Ort ver-
knüpfen. 

Um der Gefahr zu begegnen, sich in Fach-
politiken zu verlieren, soll zwar die Brü-

ckenfunktion, die Bürgerschaftliches En-
gagement für andere Fachbereiche hat, 
im Auge behalten werden. Geplant sind 
entsprechende kleinformatige Fachge-
spräche.9 Stärker aber sollen die überge-
ordneten gesellschaftspolitischen Bezüge 
des bürgerschaftlichen Engagements be-
arbeitet werden:

¾¾ �Welche Rolle spielt Bürgerschaftliches 
Engagement für den Fortschritt in den 
Kommunen und für die Entwicklung 
der einzelnen Menschen?

¾¾ �Welcher Zusammenhang besteht zwi-
schen dem Wohlergehen, der Gesund-
heit der Menschen, der Zugehörigkeit 
und der Geborgenheit in der Gesellschaft 
und bürgerschaftlichen Engagement?

¾¾ �Welche Erfahrungen der Selbstwirk-
samkeit, der Sinnstiftung und des Tä-
tigseins verknüpfen sich mit bürger-
schaftlichem Engagement und welche 
Rolle spielt es als Form der Beteiligung?

Die Engagementstrategie setzt dabei nach 
wie vor auf die tragfähigen Strukturen 
des bürgerschaftlichen Engagements in 
Baden-Württemberg: die vom Land finan-
zierten Fachberatungen bei den Kommu-
nalen Landesverbänden und deren Netze, 
die Verbände (Soziales, Sport, Kultur, etc.), 
den Zusammenschluss der Fachkräfte Bür-
gerschaftliches Engagement in den Kom-
munen (FaLBE), die ARBES, die Stabstelle 
der Staatsrätin für Bürgerbeteiligung und 
Zivilgesellschaft, die anderen Ressorts der 
Landesverwaltung sowie weitere Akteure 
der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft.
9 Ein erstes Fachgespräch Bürgerschaftliches Engage-
ment hat zum Thema Bürgerschaftliches Engagement 
und Inklusion von Menschen mit Behinderungen im 
Juni 2019 stattgefunden. Hier zeigte sich, dass die 
Handlungsempfehlungen der Engagementstrategie 
fachlich überholt waren durch gesetzliche Regelungen, 
wie etwa das Bundesteilhabegesetz. Dieser Befund 
verdeutlicht die geschilderte Problematik der ersten 
Phase der Engagementstrategie, die sich weit in die Tie-
fen der Fachlichkeit begeben hatte, ohne strukturierte 
Verknüpfungen zu den Fachbereichen aufzubauen.
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Zum einen soll nun die Diskussion um die 
Bedeutung der Engagementpolitik für die 
Demokratie und damit die zivilgesellschaft-
liche Dimension des bürgerschaftlichen 
Engagements und der Engagementstrate-
gie belebt werden. Zum anderen sollen in 
konkreten Formaten von allen Akteuren 
die Ziele der Engagementstrategie in (neu-
en) Vernetzungen, die sich an den o.g. Be-
zügen orientieren und nicht versäult sind 
in den klassischen Handlungsfeldern der 
FETs, weiter verfolgt werden.10

Diese Ausrichtung der Engagementstra-
tegie wurde von der Landesregierung in 
einer Großen Anfrage bekräftigt. Dabei 
wurde auch die Entscheidung gefällt, auf 
landesweite Kampagnen und neue zusätz-
liche Bündnisse für einzelne Themen, wie 
das FSJ, vorerst zu verzichten.11

Wichtig ist es unseres Erachtens, offen zu 
bleiben für die (selbst-)kritische Reflexion 
der Prozesse und die kritischen Stimmen, 
die die Weiterentwicklung begleiten, auf-
zugreifen. Denn auch hier gilt: Erst in der 
Rückschau wird sich zeigen, ob der be-
schrittene Weg erfolgreich war. 

Schluss

Was lässt sich abschließend und perspek-
tivisch aus diesem langjährigen Prozess 
lernen?

Mit der Engagementstrategie erfolgten 
seit 2012 wesentliche Weichenstellungen 
für die Engagementpolitik in Baden-Würt-
temberg. Insbesondere der Beteiligungs-
prozess 2012/2013 setzte große fachliche 
Energien frei und ist als ein Höhepunkt 
der Engagementpolitik in Baden-Würt-

10 Beispielhaft ist hier das Programm „Engagiert in 
BW“ zu nennen.
11 Vgl. hierzu die Große Anfrage der Fraktion der 
GRÜNE und der Fraktion CDU „Zukunft des Ehrenam-
tes in Baden-Württemberg“ 16/3874 vom 12.04.2018 

temberg zu bezeichnen. Nach wie vor sind 
die damals erarbeiteten Ziele verbindlich 
und bilden das Fundament der Engage-
mentpolitik. Gleichzeitig ermöglichen die 
Rückschau auf den Prozess und die Erfah-
rungen mit der Engagementstrategie, die 
Diskussion über Beteiligungsverfahren 
und Strategiebildung weiter voranzutrei-
ben. Folgende Aspekte möchten wir des-
halb zur Diskussion stellen:12

¾¾ �Als positiv hat sich erwiesen, dass mit 
der Engagementstrategie eine breite 
Diskussion über die Ziele der Engage-
mentpolitik initiiert wurde. Damit er-
hielt die Debatte zum einen eine große 
Öffentlichkeit, zum anderen entstand 
eine bis heute tragfähige fachliche und 
politische Verbindlichkeit über den 
Stellenwert des Bürgerschaftlichen En-
gagements in der Gesellschaft.

¾¾ �Hierdurch wurde auch der Blick dafür ge-
schärft, wie vielfältig das Bürgerschaftli-
che Engagement und dessen Organisa-
tionsformen in der Gesellschaft sind.

¾¾ �Das gewählte Format ermöglichte 
als „Lernwerkstatt“ Erkenntnisse für 
vergleichbare Prozesse: So brauchen 
Beteiligungsformate ein klares Erwar-
tungsmanagement und es muss vor 
Beginn jedes Prozesses klar sein, wie 
genau mit Ergebnissen umgegangen 
und wie genau der Prozess der Um-
setzung gestaltet werden soll. Beteili-
gungsformate dürfen kein Selbstzweck 
sein und bedürfen der externen wis-
senschaftlichen Begleitung.

¾¾ �Es zeigte sich, dass die Prozessbau-
steine „Beteiligungsverfahren – Er-

12 Diese Aspekte basieren auf unseren konkreten 
fachlichen Erfahrungen mit der Engagementstrategie 
Baden-Württemberg und deren Bewertung aus unse-
rer Perspektive. Eine Einordnung und Bezugnahme zur 
wissenschaftlichen Debatte über Beteiligungsformate 
und zur Zivilgesellschaftsforschung sowie zu konkreten 
Praxisratgebern sind nicht Gegenstand der Überle-
gungen. Vgl. hierzu auch: (Neu)Land gestalten. Hrsg. 
Allianz für Beteiligung. Stuttgart 2019
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gebnissicherung – Einholen der poli-
tischen Zustimmung zu Vorschlägen 
und Vorgehen – Öffentlichkeitsarbeit 
– Umsetzung“ auf den verschiedenen 
Fachebenen eng verzahnt werden 
müssen und als Kreislauf zu verstehen 
sind. Es muss daher von Beginn an 
eine systematische und enge Abstim-
mung sowohl mit der politischen als 
auch mit den jeweiligen Fachebenen 
stattfinden. Je engmaschiger diese 
Abstimmungsprozesse, desto erfolg-
versprechender: weder Politik noch 
Verwaltung, weder Verbände noch 
Zivilgesellschaft können methodisch 
sinnvoll mit „monumentalen“ Ge-
samtwerken umgehen.

¾¾ �Vorhandene Partizipationsstrukturen 
und Interessenvertretungen sowie 
politische Entscheidungsprozesse und 
Verwaltungsabläufe sind in der Strate-
giebildung mit zu berücksichtigen. Ein 
hohes Maß an Transparenz und Kom-
munikation in allen Phasen der Stra-
tegiebildung, der Beteiligung und des 
Gesamtprozesses der Umsetzung sind 
Voraussetzung für die Zielerreichung.

¾¾ �Trotz der Brückenfunktion, die das Po-
litikfeld „Bürgerschaftliches Engage-
ment“ zu vielen Fachthemen hat, darf 
das eigene fachliche Profil nicht ver-
loren gehen, und es muss Phasen der 
fachlichen Rückbesinnung auf dieses 
Profil geben.
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BIRGER HARTNUSS

ENGAGEMENTSTRATEGIE DES LANDES RHEINLAND-PFALZ

Statement

Birger Hartnuß berichtet über den rhein-
land-pfälzischen Weg der Entwicklung 
einer Engagementstrategie, der sich er-
heblich von den Ansätzen in Baden-Würt-
temberg oder NRW unterscheidet. Er be-
tont, dass es hierbei landesspezifische Be-
sonderheiten und Pfadabhängigkeiten zu 
berücksichtigen und es stets passgenaue 
Strategien zu entwickeln gelte.

In Rheinland-Pfalz gibt es eine bis auf die 
beginnenden 2000er Jahre zurückreichen-
de Tradition eines bürgergesellschaftlichen 
Leitbilds für die Landespolitik, die eng auch 
mit den Ministerpräsidenten Beck und 
Dreyer verbunden ist. Über knapp 20 Jahre 
hat sich schrittweise, stets im Dialog mit 
der Zivilgesellschaft, ein Angebot der För-
derung und Unterstützung von Ehrenamt 
und Bürgerengagement entwickelt, das 
sich auf diesem Wege zu einer eigenstän-
digen Engagementpolitik, resp. Engage-
mentförderstrategie, entwickelt. Hierfür 
gab es jedoch – anders als in den anderen 
auf dem Podium vorgestellten Beispiele – 
keinen formalisierten Beteiligungsprozess 
mit einer dann verabschiedeten Strategie 
als Ergebnis, die es nun umzusetzen gelte. 
Die Strategie in Rheinland-Pfalz ist viel-
mehr Ergebnis eines langjährigen Aufbau- 
und Konsolidierungsprozesses, mit immer 
wieder Neujustierungen, Ergänzungen und 
Erweiterungen. Engagementförderung gilt 
heute in RLP als Politikbereich mit hoher 
Priorität, einer bereichsübergreifenden 

Verankerung in der Staatskanzlei und einer 
verbindlichen, gut ausgebauten Fachpoli-
tik in den verschiedenen Ressorts.

Besonders wichtig war in dieser Entwick-
lung die Einrichtung der Leitstelle Ehren-
amt und Bürgerbeteiligung in der Staats-
kanzlei im Jahr 2006. Entscheidend hierfür 
war die hohe politische Aufmerksamkeit 
für das Thema an der Spitze der Landes-
regierung. Gleichzeitig gab es auf Arbeits-
ebene mit Dr. Frank Heuberger einen en-
gagierten Treiber und Ideengeber, der den 
Weg hin zu einer eigenständigen Engage-
mentpolitik maßgeblich mitgeprägt hat.

Die gesellschaftliche Bedeutung bürger-
schaftlichen Engagements ist in den ver-
gangenen Jahren enorm gestiegen. Dabei 
ist auch die Überzeugung gewachsen, dass 
keine der gesellschaftlichen Herausforde-
rungen, vor denen wir stehen – etwa der 
demografische Wandel, die Digitalisie-
rung, die Modernisierung des Bildungs-
systems, die Integration von Flüchtlingen 
– ohne das aktive Engagement der Bürge-
rinnen und Bürger zu bewältigen sind. Es 
wird anerkannt, dass bürgerschaftliches 
Engagement unersetzlich für ein funktio-
nierendes Gemeinwesen und eine leben-
dige Demokratie ist. Es erbringt Leistun-
gen und übernimmt Aufgaben, die kein 
noch so gut ausgestatteter Sozialstaat 
allein erbringen könnte. Ohne dieses En-
gagement würden viele Bereiche unseres 
Lebens und der Daseinsvorsorge nicht 
funktionieren.
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Daher nimmt die Förderung von Ehrenamt 
und Bürgerengagement seit vielen Jahren 
einen hohen Stellenwert in der Landespo-
litik ein. Zahlreiche Programme und Struk-
turen auf Landesebene tragen dazu bei, 
dass dieses Engagement nicht nur aner-
kannt und gewürdigt, sondern auch nach 
Kräften unterstützt wird. 

Die Leitstelle Ehrenamt und Bürgerbeteili-
gung in der Staatskanzlei bündelt und ver-
netzt die mannigfaltigen Ansätze der En-
gagementförderung der Landesregierung 
und ist Servicestelle für Vereine, Verbän-
de, Stiftungen, Kommunen und ehrenamt-
liche Bürgerinnen und Bürger. Gleichzeitig 
koordiniert sie die interne Vernetzung und 
Abstimmung in diesem Bereich. Hierfür 
ist eine Interministerielle Arbeitsgruppe 
„Ehrenamt und Bürgerschaftliches Enga-
gement“ zentrales Instrument. Hier findet 
innerhalb der Landesregierung die not-
wendige Vernetzungsarbeit statt. Denn in-
zwischen werden tatsächlich in jedem ein-
zelnen Ministerium eigene Schwerpunkte 
und Programme der Ehrenamtsförderung 
umgesetzt. 

Daneben gab es schon frühzeitig Bemü-
hungen zur Einrichtung eines Landes-
netzwerks, das als strategische Diskurs-
plattform zwischen Landesregierung und 
Zivilgesellschaft dienen sollte. Erste An-
sätze hierzu im Jahr 2007 sind jedoch zu-
nächst gescheitert. Es mangelte zu dieser 
Zeit noch an dem notwendigen Vertrauen 
in eine solche, offene Plattform, Konkur-
renzdenken stand im Raum, ebenso wie 
Fragen der formalen Mitgliedschaften, der 
Koordinierung und Ressourcenverteilung.
In den vergangenen gut 10 Jahren wurden 
dennoch vielfältige Kooperationen, Part-
nerschaften und Dialogformate im Be-
reich der Ehrenamtsförderung entwickelt. 
Dies hat bereichsübergreifend die Über-
zeugung reifen lassen, dass ein intensiver, 
bereichsübergreifender Dialog zwischen 

Landesregierung und Zivilgesellschaft in 
verbindlicher Form notwendig ist. Auf 
Initiative der Ministerpräsidentin wurde 
daher im Jahr 2018 ein neuer Anlauf ge-
nommen und das Landesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement Rheinland-Pfalz 
ins Leben gerufen. 

Im neuen Landesnetzwerk tauschen sich 
Verbände, Organisationen und Zusam-
menschlüsse aller gesellschaftlichen Be-
reiche sowie Kirchen, Kommunen und 
Unternehmerverbände regelmäßig aus 
und beraten gemeinsam mit der Landes-
regierung Bedarfe und Schwerpunkte der 
künftigen Engagementförderung. Ziel ist 
die bedarfsgerechte Weiterentwicklung 
und der Ausbau der rheinland-pfälzischen 
Engagementstrategie. Das Netzwerk bie-
tet den Raum für Austausch und Verstän-
digung, für den Transfer von Erfahrungen 
sowie zur Findung gemeinsamer Positio-
nen und Wege. Es versammelt Organisa-
tionen und Akteure, die in ihren jeweiligen 
Bereichen auf landespolitischer Ebene ak-
tiv sind. Es ist zugangsoffen für weitere 
Organisationen. Es ist jedoch kein Netz-
werk für einzelne vor Ort tätige Vereine, 
Projekte, Initiativen oder Engagierte.

Es wurde hierfür keine neue Organisation 
oder bürokratische Struktur wie etwa ein 
Verein geschaffen. Insofern gibt es auch 
keine formale Mitgliedschaft, natürlich 
keine Mitgliedsbeiträge, keine Satzung, 
keinen Vorstand oder sonstige bürokra-
tische Regelungen. Koordiniert und be-
gleitet wird das Landesnetzwerk durch 
die Leitstelle Ehrenamt und Bürgerbetei-
ligung. 

Das Netzwerk trifft sich ein Mal pro Jahr. 
Dabei werden vorab vereinbarte Schwer-
punktthemen bereichsübergreifend bera-
ten. Ein Teil dieses Treffens ist immer für 
den offenen Austausch zwischen Zivilge-
sellschaft und Landesregierung reserviert. 
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Aktuelle Fragen, Anliegen und Themen 
der Ehrenamtsförderung können jeder-
zeit an die Leitstelle adressiert werden 
(wie bisher schon). Sie speist diese in die 
landespolitischen Diskussionen ein und 
bemüht sich um Klärungen bzw. Lösun-
gen. Das Landesnetzwerk lädt zur aktiven 
Mitwirkung ein. Die Mitarbeit ist freiwillig. 
Sofern es sich aus den Diskussionszusam-
menhängen ergibt, können Fachgesprä-
che, Tagungen, digitale Foren oder befris-
tete Arbeitsgruppen initiiert werden. Die 
im Landesnetzwerk mitwirkenden Organi-
sationen erhalten einen direkten Zugang 
zu wichtigen Neuerungen und Entwicklun-
gen in der Engagementpolitik. Die Leitstel-
le versorgt sie regelmäßig mit aktuellen 
Informationen.

Zentrale Herausforderungen und Agenda 
der Engagementstrategie in Rheinland-
Pfalz

Trotz der bestehenden, gut entwickelten 
Angebote und Strukturen sind die Anfor-
derungen und Erwartungen an eine mo-
derne und wirkungsvolle Engagement-
förderung in den vergangenen Jahren er-
heblich gestiegen. Auf der Agenda stehen 
derzeit insbesondere folgende Punkte:

¾¾ �Beratung und Information: das Aus-
maß der Anfragen zu rechtlichen Fra-
gen (Versicherungsschutz, Vereins-
recht, Freistellungsregelungen etc.) 
hat enorm zugenommen. Die neue eu-
ropäische Datenschutz-Grundverord-
nung hat den Bedarf noch einmal stark 
erhöht. Wir brauchen mehr unkompli-
zierte und schnelle Möglichkeiten der 
fachlichen Information und Beratung.

¾¾ �Fort- und Weiterbildung: Die Schaf-
fung von passgenauen Angeboten der 
Qualifizierung ist eine ganz zentrale 
Aufgabe, der wir uns widmen müssen. 
Rechtliche Fragen, Herausforderungen 
der Vereinsentwicklung wie die Gewin-

nung von Mitgliedern und vor allem 
von Führungs- und Vorstandspositio-
nen, sowie nicht zuletzt der digitalen 
Entwicklung erfordern neue Angebote 
und Formate, um die Organisationen 
der Zivilgesellschaft wirkungsvoll bei 
der Bewältigung dieser Aufgaben zu 
unterstützen.  Nicht zuletzt gilt es, die 
bestehenden Angebote der Fort- und 
Weiterbildungen besser zu vernetzen 
und für alle Interessierten sichtbar zu 
machen.

¾¾ �Die Digitalisierung eröffnet viele, noch 
ungeahnte Chancen und Perspektiven, 
auch für die Zivilgesellschaft. Sie stellt 
Vereine und Organisationen aber auch 
vor Herausforderungen. Wir wollen sie 
dabei unterstützen, passgenaue Lö-
sungen zu finden, damit die Engagier-
ten von den digitalen Möglichkeiten 
profitieren, die Arbeit erleichtert und 
die Zivilgesellschaft gestärkt wird. 

¾¾ �Unterstützung unserer Kommunen: 
Auch auf kommunaler Ebene stellen 
sich Herausforderungen der Engage-
mentförderung. Unsere Förderung von 
Freiwilligenagenturen und Ehrenamts-
börsen hat sich etabliert, soll aber aus-
gebaut werden. Die Landesregierung 
will die Kommunen aber auch dabei 
unterstützen, ihre jeweils eigenen Stra-
tegien zu entwickeln. Hierzu braucht es 
Begleitung und Beratung vor Ort. Mit 
der Initiative „Ich bin dabei!“ konnten 
in den vergangenen Jahren hierfür be-
reits gute Ansätze entwickelt werden. 
Diese Erfahrungen sollen verstetigt 
werden. 

¾¾ �Verstärkter Wettbewerb um das Ehren-
amt: Viele Organisationen und Einrich-
tungen bemühen sich verstärkt darum, 
Freiwillige für ihre Arbeit zu gewin-
nen. Es wird spürbar, dass es hierbei 
zu einem Wettbewerb um Engagierte 
kommt. So gibt es Engagementberei-
che, in denen immer mehr Ehrenamt-
liche gesucht werden – wie z.B. die 
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Unterstützung rund um die Pflege, 
Patenschaften in Schule und Kita oder 
die Gestaltung des Gemeinwesens im 
Stadtteil oder in kleinen Gemeinden. 
Neue Engagementfelder wie die Hilfe 
für Flüchtlinge sind hinzugekommen. 
In diesem Wettbewerb sind die Orga-
nisationen besonders erfolgreich, die 
den Engagierten die besten Bedingun-
gen bieten. Dabei kommt es immer 
häufiger zu Maßnahmen, die monetä-
re Anreize setzen.

¾¾ �Monetarisierung: Wir beobachten mit 
einer gewissen Sorge, dass in der Eh-
renamtsförderung immer mehr Geld 
und Bezahlung Einzug hält. Dies bleibt 
nicht ohne Folgewirkungen für die En-
gagierten wie die Organisationen. Ei-
gensinn und Selbstbestimmtheit des 
Engagements können dabei Schaden 
nehmen. Zwischen Organisationen, die 
Pauschalen zahlen, und denen, die es 
nicht können, entstehen Konkurren-
zen. Natürlich sollen reale Aufwände 
erstattet werden. Aber im Kern ist und 
sollte das Ehrenamt doch unentgeltlich 
bleiben. Zu dieser Frage gibt es bislang 
keine einheitliche Position. Wir brau-
chen hierzu eine gesellschaftliche De-
batte und wenn möglich Leitplanken 
und gemeinsame Orientierungspunkte. 
Besonders wichtig ist mir dabei, dass 
wir hierbei nicht mit zweierlei Maß 
messen. Was in großen Organisationen 
gilt, sollte möglichst auch für andere 
Formen des Ehrenamts möglich sein.

¾¾ �Vereinsentwicklung: Trotz gestiegener 
Engagementzahlen insgesamt wissen 
wir doch aus der Praxis von Vereinen 
wie aus Studien, dass manch ein Ver-
ein, insbesondere in ländlichen Räu-
men unter sinkenden Mitgliederzahlen 
leidet. Aber auch große Verbände wie 
etwa die Freiwillige Feuerwehr be-
klagen rückläufige Mitgliederzahlen. 
Noch gravierender ist allerdings das 
Problem, die Führungs- und Vorstands-

positionen zu besetzen. Gerade diese 
Ehrenämter mit hoher Verbindlichkeit 
und großem Zeitaufwand sind immer 
schwerer zu finden. Unsere Vereine 
brauchen dringend Unterstützung, um 
hierbei neue Strategien zu entwickeln, 
rechtzeitig Nachwuchs zu suchen und 
die Verantwortungsrollen auf mehrere 
Schultern zu verteilen.

¾¾ �Babyboomer: Die demografische Ent-
wicklung bringt es mit sich, dass wir 
schon bald eine Generation gut aus-
gebildeter, aktiver Menschen in der 
nachberuflichen Phase haben werden, 
die grundsätzlich zum Engagement be-
reit ist. Allerdings hat diese Generation 
gegenüber früheren Ehrenamtlerinnen 
und Ehrenamtlern  ganz eigene, ver-
änderte und selbstbewusste Vorstel-
lungen der Mitgestaltung. Um dieses 
große Potenzial an gut ausgebildeten 
engagementbereiten Menschen zu 
gewinnen, brauchen Organisationen 
und Einrichtungen veränderte Engage-
mentmöglichkeiten.

¾¾ �Integration von Flüchtlingen und Mig-
rantinnen und Migranten: Das Mitei-
nander in unserer Gesellschaft kann 
nicht angeordnet, es muss gelebt 
werden. Hier stehen wir, nicht zuletzt 
durch die vielen zu uns geflüchteten 
Menschen, vor Herausforderungen der 
Integration. Diese können wir nur mit 
einer engagierten Bürgerschaft bewäl-
tigen. Denn Integration ist etwas, was 
nicht allein durch die Politik gewährleis-
tet werden kann. Sie gelingt dort, wo 
Menschen anpacken, Verantwortung 
übernehmen und sich engagieren. Aus 
diesem Grunde müssen wir den Rah-
men dafür schaffen, das Engagement 
im Flüchtlingsbereich zu erhalten und 
zu unterstützen. Das Engagement war 
in der unmittelbaren Nothilfe, als die 
vielen Menschen zu uns kamen, uner-
setzlich. Wir brauchen es heute eben-
so dringend zur Integration.
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¾¾ �Stärkung der frühen Förderung von En-
gagement und Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen:  Ehrenamt und Par-
tizipation sind nicht angeboren, son-
dern werden in praktischer Erfahrung 
gelernt. Deshalb brauchen wir neue 
Ansätze, jungen Menschen schon früh-
zeitig Erfahrungen bürgerschaftlicher 
Beteiligung zu ermöglichen. Damit le-
gen wir die Basis für eine auch künftig 
lebendige und demokratische Bürger-
gesellschaft. Hierfür braucht es eine 
intensive Kooperation zwischen Staat 
und Zivilgesellschaft. Das von Minister-
präsidentin Dreyer 2017 ins Leben ge-
rufene Bündnis „Demokratie gewinnt!“ 
ist hierfür ein zentraler Ort.

¾¾ �Demokratieentwicklung: Nicht nur 
über Politik wird Demokratie gestaltet, 
sondern auch über die aktive Mitwir-
kung der Bürger und Bürgerinnen. Und 
genau hier liegt die Wurzel des ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts, hier 
entsteht eine gemeinsame kulturelle 
Identität, die Unterschiede aushält, 
versöhnt und integrierend wirkt. Das 
demokratische Miteinander fällt uns 
jedoch nicht in den Schoß, es muss 
als Kultur gelebt werden. Und dies 
geschieht vor allem im bürgerschaftli-
chen Engagement. 

Deshalb müssen wir Engagement- und De-
mokratiepolitik als zwei Seiten ein- und 
derselben Medaille begreifen.
 
Das Landesnetzwerk bietet die Chance, 
gesellschaftliche Veränderungen proaktiv 
aufzugreifen und Rahmenbedingungen für 
das Ehrenamt positiv zu gestalten. Die Ge-
staltung des Netzwerks ist dabei ein Lern-
prozess für alle Beteiligten. 

Viele Organisationen haben den Grün-
dungsprozess aktiv begleitet und unter-
stützen den Dialog. Hierzu gehört auch 

das Landesnetzwerk der Anlaufstellen für 
ältere Bürgerinnen und Bürger in Rhein-
land-Pfalz, das auf dem Podium von Frau 
Annette Scholl vertreten wird. Sie regt an, 
diesen Prozess konsequent weiterzuge-
hen, Verbindlichkeit zu gewährleisten und 
in der Weiterentwicklung die Potenziale 
der Netzwerkpartner zu nutzen.

Ein kritischer Hinweis zu den formalisier-
ten Engagementstrategien

Birger Hartnuß würdigt den in anderen 
Ländern begonnenen Weg der Entwicklung 
eigener Engagementstrategien durch breit 
aufgestellte Beteiligungsprozesse. Dies 
schaffe hohe öffentliche Aufmerksamt, 
binde eine Vielzahl von Akteuren ein und 
lasse die vordringlichen Bedarfe in einer ab-
gestimmten Agenda als Strategie sichtbar 
werden. Er weist aber auch auf aus seiner 
Sicht mögliche Hürden und Fallstricke hin. 
Die Prozesse produzieren regelmäßig hohe 
Erwartungshaltungen gegenüber der Poli-
tik. Notwendig ist daher eine Bereitschaft 
der politischen Verantwortungsträger, ver-
bindlich mit den Ergebnissen umzugehen 
und Feedback über die Umsetzung in ver-
einbarten Zeitschienen abzulegen. Zudem 
ist ein kluges Erwartungsmanagement be-
reits in den Beteiligungsprozessen wichtig, 
um nicht von vornherein an unrealistischen 
Erwartungen zu scheitern. 

Hartnuß erinnert in diesem Zusammen-
hang an die Erfahrungen des BBE mit dem 
im Jahr 2009 mustergültig organisierten 
und durchgeführten Nationalen Forum für 
Engagement und Partizipation. Die in ei-
nem aufwendigen, partizipativen Verfah-
ren abgestimmte Agenda hat bis heute in 
vielen Punkten Gültigkeit. Ihre Umsetzung 
scheiterte jedoch genau daran, dass eine 
verbindliche Umsetzungsstrategie von Sei-
ten des Bundes nicht in Angriff genommen 
wurde.
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ANDREAS KERSTING

EINE ENGAGEMENTSTRATEGIE FÜR DAS LAND NORDRHEIN-
WESTFALEN

Das Landeskabinett von Nordrhein-Westfa-
len hat im Frühjahr 2018 beschlossen, eine 
Engagementstrategie für das Land Nord-
rhein-Westfalen zu entwickeln, mit dem 
Ziel, bürgerschaftliches Engagement zu 
stärken, neue Engagierte zu gewinnen und 
gemeinsam eine solidarische und vielfältige 
Gesellschaft zu gestalten, an der jeder teil-
haben kann. Dieser Prozess hat bereits im 
Frühsommer 2018 begonnen und wird vor-
aussichtlich bis ins Frühjahr 2020 andauern 
und in der Engagementstrategie für das 
Land Nordrhein-Westfalen münden.

Den Engagierten vor Ort, den Kommunen, 
den Unternehmen, den Universitäten und 
den vielen freien Trägern in Nordrhein-
Westfalen soll ein ermöglichender Rah-
men geboten werden, um bürgerschaft-
liches Engagement auf- und auszubauen 
sowie Hemmnisse abzubauen.

Uns ist es ein besonderes Anliegen, eine Viel-
falt an Perspektiven und Akteuren in diesen 
Prozess einzubinden. Denn es geht darum, 
ein möglichst differenziertes Bild davon zu 
erhalten, an welchen Themen und Hand-
lungsfeldern aus Sicht der Menschen im Land 
gearbeitet werden sollte und in welchen Be-
reichen sie sich von Seiten des Landes, der 
Kommunen, der Verbände oder auch des 
Bundes zusätzliche Unterstützung wünschen. 

Bausteine im Prozess

Wesentliche Bausteine des breiten Beteili-
gungsprozesses sind die regionalen Veran-

staltungen und die Ehrenamtstour.NRW.
Veranstaltungen in den fünf Regierungs-
bezirken

Teil des Beteiligungsprozesses sind die 
Veranstaltungen in den fünf Regierungs-
bezirken Nordrhein-Westfalens, die in der 
Zeit von September 2018 bis Mai 2019 
stattgefunden haben. Im Rahmen des 
Open Space-Formats haben uns dabei 
zahlreiche Menschen ihre Anregungen 
mitgeteilt und mögliche Ansatzpunkte für 
die Handlungsempfehlungen der Engage-
mentstrategie benannt. Durch das offene 
Veranstaltungsformat hatten alle Teilneh-
menden ohne inhaltliche Vorgaben oder 
Vorstrukturierung die Möglichkeit, ihre 
Themenwünsche und Anliegen zu äußern. 
Dadurch wurde sichergestellt, dass die 
inhaltliche Auseinandersetzung entlang 
der Themen und Fragestellungen geführt 
werden konnte, welche die Menschen im 
Zusammenhang mit (ihrem) Engagement 
bewegen. Die Leidenschaft, mit der die 
Vorschläge eingebracht wurden, und die 
Vielfalt der Perspektiven und Einschätzun-
gen waren beindruckend. 

Ehrenamtstour.NRW – 108 Haltepunkte 
in Nordrhein-Westfalen 

Die Ehrenamtstour.NRW ist ein weiteres, 
wohnortnahes Gesprächsangebot der 
Landesregierung an die Bevölkerung. Bis 
zum Spätsommer 2019 werden alle 54 
Kreise und kreisfreien Städte im Land mit 
je zwei Haltepunkten angesteuert. Auch 
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sie zielt darauf ab, Anregungen und Hin-
weise zur Stärkung des bürgerschaftlichen 
Engagements einzuholen. Der Tourenplan 
mit den verschiedenen Haltepunkten ist 
im Internet öffentlich einsehbar. Am Ak-
tionsstand stehen unterschiedliche Ele-
mente zur Verfügung, um ins Gespräch 
zu kommen und die Rückmeldungen zu 
erfassen. 

Bei der Vorbereitung und Begleitung der 
Haltepunkte erfahren wir vielerorts große 
Unterstützung aus den Kommunen und 
von Seiten der engagementfördernden 
Infrastruktur, wie beispielweise den ört-
lichen Freiwilligenagenturen. Diese Un-
terstützung ist wichtig und wertvoll und 
trägt zum Gelingen der Ehrenamtstour.
NRW bei.

Der Beteiligungsprozess hat im Sommer 
des vergangenen Jahres begonnen und 
die Phase der Bestandsaufnahme dau-
ert noch an. Sie ist entscheidend, da die-
se ausführliche Bestandsaufnahme den 
Dreh- und Angelpunkt für die Erarbeitung 
der Engagementstrategie darstellt. Paral-
lel dazu werden die vielfältigen Erkennt-
nisse und Anregungen mit der sogenann-
ten Steuerungsgruppe und auch innerhalb 
der Landesverwaltung diskutiert.

Steuerungsgruppe

Die Steuerungsgruppe besteht aus über 30 
Akteuren aus Organisationen, Verbänden 
und Wissenschaft, die in unterschiedlichs-
ten Bereichen des bürgerschaftlichen En-
gagements in Nordrhein-Westfalen aktiv 
sind. Dieses interdisziplinär besetzte Gre-
mium wurde einberufen, um von Beginn 
an eine möglichst große Perspektivvielfalt 
wie auch fachliches Know-how in den Pro-
zess zu integrieren. Die Steuerungsgruppe 
übernimmt eine Seismographenfunktion 

und fungiert als Bindeglied. Denn die Stär-
kung des bürgerschaftlichen Engagements 
in Nordrhein-Westfalen kann nur gelingen, 
wenn diese Akteure im Rahmen ihrer jewei-
ligen Zuständigkeiten und Wirkungskreise 
an der Umsetzung der Handlungsempfeh-
lungen mitwirken, und wir gemeinsam Ver-
antwortung übernehmen. Zudem wurden 
einige bundesweite Akteure in den Prozess 
eingebunden, die zur Beratung der Strate-
gieentwicklung relevant sind.

Interministerielle Arbeitsgruppe 

Als Querschnittsthema ist bürgerschaft-
liches Engagement für verschiedene Mi-
nisterien der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung relevant. Einen weiteren 
Baustein zur Entwicklung der Landesenga-
gementstrategie bilden demzufolge Work-
shops einer interministeriellen Arbeits-
gruppe (IMAG), die zu diesem Zweck ein-
gerichtet wurde. Durch diese IMAG wird 
die landesverwaltungs-interne, ressort-
übergreifende Zusammenarbeit zur Lan-
desstrategieentwicklung sichergestellt.

Die gesammelten Anregungen, Erkennt-
nisse und Ergebnisse aus den Beteiligungs-
prozessen werden im Nachgang durch die 
Steuerungsgruppe und die interministe-
rielle Arbeitsgruppe reflektiert und be-
wertet. Dabei werden zentrale Themen 
und Fragestellungen identifiziert sowie 
Schwerpunktthemen und Handlungsfel-
der festgelegt, die den gesamten Prozess 
und die Engagementstrategie für das Land 
Nordrhein-Westfalen strukturieren. Die 
prozessbegleitenden Gremien erarbeiten 
gemeinsam mögliche Handlungsempfeh-
lungen und Umsetzungsideen entlang der 
Anregungen aus dem vorgeschalteten Be-
teiligungsprozess und bringen ihre vielfäl-
tigen Perspektiven und Expertisen in die 
Diskussion ein. 
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JOCHEN BEUCKERS

ENGAGEMENTSTRATEGIE NRW – EINE CHANCE FÜR DIE WEI-
TERENTWICKLUNG BÜRGERSCHAFTLICHEN ENGAGEMENTS

Die Ankündigung der neuen, in der Staats-
kanzlei angesiedelten Staatssekretärin für 
Sport und Ehrenamt, Andrea Milz, stieß 
sofort auf breite Zustimmung. Gerade im 
Amt, stellte sie im Oktober 2017 beim 
Auftakt des Engagementkongresses NRW 
in Bonn die Entwicklung einer „Engage-
mentstrategie für das ganze Land Nord-
rhein-Westfalen“ in Aussicht. Vor allem 
der geplante breite Beteiligungsprozess 
wurde positiv bewertet. Milz: „Auf diesem 
Weg zur Engagementstrategie des Landes 
brauche ich Sie alle. Ich brauche aber nicht 
nur Sie, sondern auch Ihre Leute vor Ort.“

Die Entwicklung einer Landesengagement-
strategie passt in die Landschaft. Zum ei-
nen trägt sie einer geänderten Wahrneh-
mung ehrenamtlichen bürgerschaftlichen 
Engagements Rechnung. Engagement 
wird immer mehr in seiner Bedeutung für 
den Zusammenhalt und die Gestaltung 
der Gesellschaft wahrgenommen und hat 
im öffentlichen Bewusstsein spätestens 
mit der Flüchtlingsfrage die Zone der pri-
vaten Freizeitgestaltung verlassen.

Zum anderen wird in immer mehr Städten 
und Gemeinden über Konzepte zur Förde-
rung ehrenamtlichen bürgerschaftlichen 
Engagements diskutiert. Immer häufiger 
entstehen lokale Engagementstrategien, 
die die Zusammenarbeit zwischen Zivilge-
sellschaft auf der einen und Kommunal-
verwaltungen und Kommunalpolitik auf 
der anderen Seite auf eine neue Grund-
lage stellen – im Idealfall auch unter Be-

teiligung von örtlichen Unternehmen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen.

Ziele und Erwartungen

Engagement geschieht vor Ort. Die wach-
sende Zahl Engagierter – siehe Freiwil-
ligensurvey – zeigt eine größere Betei-
ligungsbereitschaft vieler Bürger und 
Bürgerinnen. Sich zu engagieren, das per-
sönliche und gesellschaftliche Miteinan-
der vor Ort weiter zu entwickeln, hat für 
viele Menschen an Bedeutung gewonnen. 
Das heißt für die Strategie: Die Ergebnisse 
des Diskussionsprozesses müssen vor Ort 
spürbar werden. 

Die in den Regionalkonferenzen und bei 
der Ehrenamtstour geäußerten Wünsche 
und Erwartungen an eine landesweite 
Strategie sind vielfältig. Hemmnisse für 
Engagement sollen abgebaut, Fördermög-
lichkeiten koordiniert und vereinfacht, 
Mitwirkungsmöglichkeiten von Bürgern 
und Bürgerinnen überdacht, rechtliche 
und steuerliche Regelungen überprüft 
und eine Vielzahl von Einzelfragen zur 
Gestaltung der Arbeit vor Ort gelöst wer-
den. Dabei ist nicht nur das klassische En-
gagement in Verbänden und Vereinen zu 
berücksichtigen, sondern auch das große 
Feld neuer Initiativen, von freiem und di-
gitalem Engagement.

Die Strategie bietet die Chance, einen 
Gesamtblick auf die Themen und Her-
ausforderungen zu werfen, denen sich 
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das ehrenamtliche Engagement in Nord-
rhein-Westfalen aktuell gegenüber sieht. 
Die breite Beteiligung fördert aber auch 
sehr unterschiedliche Auffassungen und 
Einschätzungen zu Tage, die eine neue 
Verständigung auf Begrifflichkeiten und 
Inhalte erfordern. Schon das Verständnis 
von Engagement im Sinne der Strategie 
unterscheidet sich.

Die Entwicklung einer gemeinsamen, parti-
zipativ entwickelten Strategie ist geeignet, 
auf gesellschaftliche Entwicklungen zu re-
agieren. Handlungsempfehlungen müssen 
sich hier nicht nur an den Staat, sondern 
auch an die zivilgesellschaftlichen Akteu-
re richten mit dem Anspruch, den Prozess 
der Weiterentwicklung gemeinsam anzu-
gehen und zu verantworten. Insofern ist 
der Ansatz, nicht eine „Engagementstra-
tegie des Landes Nordrhein-Westfalen“, 
sondern eine „Engagementstrategie für 
das Land Nordrhein-Westfalen“ zu entwi-
ckeln der richtige Ansatz.

Der Prozess bisher hat erstaunlich wenig 
Partikularinteressen zu Tage gefördert. 
Dies ist zum einen der Moderation zu ver-
danken, zeigt aber auch die Bereitschaft 
der Akteure, die Chance einer gemeinsam 
entwickelten Strategie zu nutzen. Die En-
gagementstrategie wird als Chance ver-
standen, erstmals in Nordrhein-Westfalen 
eine gemeinsame Grundlage für Engage-
mentförderung zu entwickeln.

Herausforderungen

Bürgerschaftliches ehrenamtliches Enga-
gement rückt mit der Landesengagement-
strategie in den Fokus der Landespolitik. 
Landesregierung, Verbände, Wohlfahrts-
pflege, Vereine und Interessenvertretun-
gen auf Landes- und kommunaler Ebene 
sind in der Entwicklung gefordert, sich zu 
den Fragen von Engagementförderung zu 
positionieren – auch über eigene Interes-

sen hinaus. So hat schon der Prozess dazu 
beigetragen, dass sich Akteure neu zu-
sammenfinden.

Der umfassende Beteiligungsprozess hat 
eine Vielzahl an Themen, Stichworten, Be-
dürfnissen und Anregungen ergeben und 
führt zu hohen Erwartungen. Es ist eine 
große Herausforderung, diese Vielzahl an 
Einzelfragen in einer Strategie zusammen-
zufassen ohne der Versuchung zu erliegen, 
bei der Bündelung von Einzelmaßnahmen 
stehen zu bleiben. Manches wird offen 
bleiben, viele Themen werden zunächst 
nur identifiziert werden können. 

Nicht alle Fragen lassen sich auf Landes-
ebene lösen. Viele Themen sind direkt vor 
Ort angesiedelt, andere fallen in die Zu-
ständigkeit des Bundes. Eine Landesstra-
tegie kann jedoch Wege aufzeigen, wie 
in Zukunft im gesamten Bundesland mit 
Engagement umgegangen wird. Und sie 
kann Rahmenbedingungen formulieren, 
die es Kommunen und Zivilgesellschaft vor 
Ort erleichtern, Engagementförderung 
gemeinsam neu in den Fokus zu nehmen, 
die den Bürgern und Bürgerinnen sowie 
Trägern in Städten und Gemeinden ihr En-
gagement erleichtern und bestenfalls zu 
einer noch größeren Bereitschaft führen, 
sich in die Gesellschaft einzubringen. Dazu 
kann auch der Aufbau von Infrastruktur-
einrichtungen für die Koordinierung, Bera-
tung und Unterstützung vor Ort gehören.

Eine Herausforderung für die Umsetzung 
wird die Frage sein, wie sich die verschie-
denen Landesministerien positionieren. 
Wünschenswert wäre es, die Engage-
mentstrategie hier als Rahmen eines res-
sortübergreifenden Handlungskonzepts 
zu verstehen. Die Bildung einer Intermi-
nisteriellen Arbeitsgruppe (IMAG) und die 
Zusammenarbeit mit der Steuerungsgrup-
pe sind wichtige Schritte, Engagementför-
derung gemeinsam zu denken.
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Hier spielt auch eine Rolle, welche Rolle 
die Landesregierung im weiteren Pro-
zess einnimmt. Ehrenamtliches Enga-
gement braucht Sichtbarkeit und Wert-
schätzung. Wertschätzende Äußerungen 
von Politik und Verwaltung für das breit 
aufgestellte ehrenamtliche Engagement 
sind wichtig und werden von Engagier-
ten auch immer wieder eingefordert. 
Sie reichen jedoch immer weniger, um 
dem Bedürfnis nach Anerkennung frei-
willigen Engagements zu entsprechen. 
Vielmehr ist der Staat als Ermöglicher, 
als Partner gefordert, der Engagement 
nicht im Sinne eigener Interessen zu 
steuern versucht, sondern bei der Wei-
terentwicklung unterstützt.

Die Engagementstrategie wird dabei einen 
Rahmen für die weitere Entwicklung bie-
ten und einen Diskussionsstand beschrei-
ben sowie in einigen aktuellen Feldern 
Handlungsempfehlungen aussprechen. Sie 
bietet die Chance, im einwohnerstärksten 
Bundesland neue Akzente in der Einbezie-
hung von Bürgern und Bürgerinnen sowie 
Akteuren in der Engagementförderung zu 
setzen. Was in einem großen, partizipati-
ven Prozess gemeinsam begonnen wurde, 
muss in einen fortlaufenden Beteiligungs-
prozess münden, um zukünftige Heraus-
forderungen auch gemeinsam zu bewäl-

tigen. Damit ist die Engagementstrategie 
nicht das Ende, sondern der Start eines 
Prozesses.

Wenn es gelingt, unter Einbeziehung der 
Landesregierung und der zivilgesellschaft-
lichen Akteure Voraussetzungen zu schaf-
fen, um an der Weiterentwicklung der 
identifizierten Themen zu arbeiten und 
wenn es gelingt, dies auch vor Ort sichtbar 
und spürbar zu machen, ist viel erreicht. 
Dies könnte durch den Aufbau eines star-
ken Landesnetzwerkes unter Einbezie-
hung der zuständigen Stellen der Landes-
regierung gewährleistet werden.

Alles in allem: Die Engagementstrategie 
für Nordrhein-Westfalen ist mit ihrem 
partizipativen Ansatz eine große Chan-
ce, die Weichen für eine zukunftsfähige 
Engagemententwicklung zu stellen. Sie 
wird dann erfolgreich sein, wenn ihre Er-
gebnisse vor Ort ankommen, Zivilgesell-
schaft und strukturelle Grundlagen für 
bürgerschaftliches Engagement gestärkt 
werden und wenn ihre eigene nachhaltige 
Weiterentwicklung durch die Zusammen-
arbeit und Kooperation aller Partner auf 
Augenhöhe gewährleistet ist. Nicht zuletzt 
wird sie damit einen wichtigen Beitrag zur 
Demokratieförderung in Nordrhein-West-
falen leisten.
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Jochen Beuckers leitet die Freiwilligen-
agentur Forum Ehrenamt in Königswinter 
und ist einer der beiden SprecherInnen der 
Engagierten Städte des Bundesnetzwerks 
„Engagierte Stadt“. Als Sprecher der En-
gagierten Städte NRW ist er Mitglied der 
Steuerungsgruppe der Engagementstrate-
gie NRW und war an vier der fünf Regio-
nalkonferenzen in den nordrhein-westfäli-
schen Regierungsbezirken beteiligt. 
y j.beuckers@haus-heisterbach.de

Dr. Susanne Diemer, Politologin, leitet seit 
April 2017 das Referat „Bürgerschaftliches 
Engagement“ im Ministerium für Soziales 
und Integration des Landes Baden-Würt-
temberg. 
y susanne.diemer@sm.bwl.de

Dr. Behzad Fallahzadeh ist Referent der 
Netzwerkbetreuung und -entwicklung in 
der Geschäftsstelle des Bundesnetzwerks 
Bürgerschaftliches Engagement.
y behzad.fallahzadeh@b-b-e.de

Rosa Geiger-Wahl arbeitet im Kompetenz-
zentrum Solidaritätsstiftung im Caritas-
verband der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
e.V. als Referentin für Ehrenamt /Freiwil-
ligenengagement. Sie verantwortet die 
fachliche, konzeptionelle Begleitung und 
Entwicklung zivilgesellschaftlichen Enga-

gements, sowie die sozialpolitische Arbeit 
und Vertretung auf der Landesebene Ba-
den-Württemberg und in verschiedenen 
überregionalen Gremien. 
y geiger-wahl@caritas-dicvrs.de

Birger Hartnuß, Leiter der Leitstelle Ehren-
amt und Bürgerbeteiligung in der Staats-
kanzlei Rheinland-Pfalz, Koordinator der 
Länder in der Bund-Länder-Kommunen-
Arbeitsgruppe „Bürgerschaftliches Enga-
gement“, Mitglied des Sprecher*innenrats 
des BBE. 
y birger.hartnuss@stk.rlp.de

Julia Hudy ist die Leiterin der Geschäfts-
stelle des AKTIVOLI-Landesnetzwerkes 
Hamburg e.V., eines Dachverbands zur En-
gagementförderung. Sie ist studierte Kul-
turwissenschaftlerin und Anglistin. Ihre 
Themenschwerpunkte in der Bildungsar-
beit sind Bildung für Nachhaltige Entwick-
lung und Citizenship Education sowie die 
Engagementförderung junger Menschen. 
y info@aktivoli.de 
ü www.aktivoli.de

Nicole Kautz, M.A. Soz‘in,  ist Projektlei-
terin und Koordinatorin für den Themen-
bereich geschlechtssensible Selbsthilfear-
beit bei der BAG SELBSTHILFE e.V. sowie 
BBE-Themenpatin für das Themenfeld 
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„Gendergerechtigkeit“. Aktueller Themen-
schwerpunkt bei der BAG SELBSTHILFE e.V. 
ist die Stärkung und Empowerment der 
Selbstvertretungskompetenz von Frauen 
und Mädchen mit Behinderung und chro-
nischer Erkrankung in der gesundheitli-
chen Selbsthilfe. 
y nicole.kautz@bag-selbsthilfe.de 

Andreas Kersting ist Leiter des Referates 
„Bürgerschaftliches Engagement“ in der 
Staatskanzlei des Landes NRW. 
y andreas.kersting@stk.nrw.de

Dr. Thomas Röbke ist geschäftsführender 
Vorstand des Landesnetzwerks Bürger-
schaftliches Engagement Bayern e. V. und 
Vorsitzender des Sprecher*innenrates des 
Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches En-
gagement (BBE). 
y roebke@lbe-bayern.de

Dr. Lilian Schwalb ist Leiterin des Arbeits-
bereichs Netzwerkbetreuung und -ent-
wicklung in der BBE-Geschäftsstelle und 
Mitglied der BBE-Geschäftsführung. 
y lilian.schwalb@b-b-e.de



BBE-ARBEITSPAPIERE NR. 10 | 55

PROGRAMM

 

Seite 1 von 3 

Tagesordnung 
 

BBE-Länderforum 2019 

Schwerpunktthema: Engagement und Demokratie 
Eine gemeinsame Veranstaltung  

des Ministeriums für Soziales und Integration, Baden-Württemberg  

und  

des Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement 
 

 
21. Mai 2019 

Restaurant Vaporetto 

Albrechtstraße 12 

10117 Berlin 

 

  

 

19:00 Uhr   Begrüßung  

PD. Dr. Ansgar Klein, BBE-Geschäftsführer 

 

19:10 Uhr   Dinner Speech 

Dr. Holger Krimmer, Mitglied der Geschäftsleitung des Stifterverbandes 

 

Ab ca. 19:30 Uhr Gemeinsames Abendessen 
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22. Mai 2019 

10:00 – 17:15 Uhr 

Vertretung des Landes Baden-Württemberg beim Bund, Tiergartenstr. 15, 10785 Berlin 

 

10:00 Uhr TOP 0  Begrüßung mit Kaffee und Tee 

10:30 Uhr TOP 1  Eröffnung des BBE-Länderforums 
Staatssekretär Volker Ratzmann,  
Bevollmächtigter des Landes Baden-Württemberg beim Bund 

10:45 Uhr TOP 2  Grußwort 
Birger Hartnuß, BBE-Sprecher*innenrat, Staatskanzlei Rheinland-Pfalz 

11:00 Uhr TOP 3  Keynote  
Engagement vs. Partizipation? Über die Vitalität demokratischer Alltagskultur  
Dr. Thomas Röbke, Vorsitzender des BBE-Sprecher*innenrats,  
Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement Bayern e.V. 

12:00 Uhr Mittagessen 

12:45 Uhr TOP 4  Workshops 
Digitalisierung 
Birger Hartnuß, BBE-Sprecher*innenrat und Staatskanzlei Rheinland-Pfalz und  
Carola Schaaf-Derichs, BBE-Sprecher*innenrat und Landesfreiwilligenagentur  
Berlin e.V. 

Vielfalt 
Nicole Kautz, BAG Selbsthilfe e.V. und  
Kirsten Witte-Abe, DOSB, BBE-Themenpatinnen „Gendergerechtigkeit“ 

Vernetzung in ländlichen Räumen 
Brigitte Manke, Thüringer Ehrenamtsstiftung und  
Annette Scholl, Bundesarbeitsgemeinschaft Seniorenbüros e.V. 

Bildung 
Julia Hudy, Aktivoli-Landesnetzwerk Hamburg e.V. und  
Sigrid Meinhold-Henschel, Bertelsmann Stiftung 

14:30 Uhr Kaffeepause 

14:45 Uhr TOP 5  Zusammenführung und Diskussion der Ergebnisse 
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15:30 Uhr TOP 6  Engagementstrategien der Bundesländer 
 Kurzimpulse und Kommentierungen 
 
Baden-Württemberg 
Dr. Susanne Diemer, Ministerium für Soziales und Integration Baden-Württemberg 
Rosa Geiger-Wahl, Caritasverband der Diözese Rottenburg-Stuttgart e.V. 
 
Rheinland-Pfalz 
Birger Hartnuß, Staatskanzlei Rheinland-Pfalz 
Annette Scholl, Bundesarbeitsgemeinschaft Seniorenbüros e.V. 
 
Nordrhein-Westfalen 
Andreas Kersting, Staatskanzlei des Landes NRW 
Jochen Beuckers, Perspektiven für das Leben e.V. 

 Diskussion im Plenum 

16:45 Uhr Fazit und Ausblick 

17:15 Uhr Ende 

 

Moderation:  Dr. Lilian Schwalb, BBE 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Veranstaltung in Kooperation von: 
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BBE-NEWSLETTER ONLINE

BBE-NEWSLETTER
Der BBE-Newsletter informiert 14-täglich über Engagementpolitik und -debatte in 
Deutschland, interessante Publikationen und Veranstaltungen sowie Aktuelles aus dem 
BBE. In monatlichen Themenschwerpunkten vertiefen AutorInnen aus Politik, Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft und Wissenschaft zivilgesellschaftliche Themen.
ü www.b-b-e.de/newsletter

BBE EUROPA-NACHRICHTEN
Die BBE Europa-Nachrichten zu Engagement und Partizipation in Europa bieten monat-
lich Informationen und Hintergrundberichte zu europäischen Fragen der Engagement-
politik und -förderung, Gastbeiträge namhafter EuropaexpertInnen sowie Hinweise auf 
internationale Beteiligungsverfahren.
ü www.b-b-e.de/eunewsletter

INFOLETTER
Der Infoletter informiert anlassbezogen über Aktivitäten zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung der »Woche des bürgerschaftlichen Engagements», hält über Neuigkeiten, Termi-
ne, Aktionen und Materialien der Kampagne »Engagement macht stark!« auf dem Lau-
fenden und stellt Engagement-Projekte vor. Zusätzlich erscheinen zu den drei jährlichen 
Themenschwerpunkten SonderInfoletter, die die Schwerpunkte inhaltlich begleiten und 
fachlich untersetzen.  
ü www.engagement-macht-stark.de/publikationen/infoletter

NEWSLETTER-ABO
ü www.b-b-e.de/newsletter-abo

http://www.b-b-e.de/newsletter
http://www.b-b-e.de/eunewsletter
http://www.engagement-macht-stark.de/publikationen/infoletter
http://www.b-b-e.de/newsletter-abo

